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Lagebericht 2025 

Grundlagen der Geschäftstätigkeit der Sparkasse 

Die Sparkasse Stade-Altes Land ist gemäß § 3 NSpG eine Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie ist 

Mitglied des Sparkassenverbands Niedersachsen (SVN), Hannover, und über diesen dem Deutschen 

Sparkassen- und Giroverband e. V. (DSGV), Berlin, angeschlossen. Sie ist beim Amtsgericht Tostedt 

unter der Nummer A 100599 im Handelsregister eingetragen. 

Träger der Sparkasse ist der Sparkassenzweckverband Stade-Altes Land, der von der Hansestadt Stade 

sowie den Gemeinden Jork, Grünendeich, Guderhandviertel, Hollern-Twielenfleth, Mittelnkirchen, 

Neuenkirchen und Steinkirchen gebildet wird. Das Geschäftsgebiet der Sparkasse umfasst die 

Hansestadt Stade, die Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde Lühe, namentlich Grünendeich, 

Guderhandviertel, Hollern-Twielenfleth, Mittelnkirchen, Neuenkirchen und Steinkirchen, die Gemeinde 

Jork, sowie die Hamburger Stadtteile Neuenfelde, Francop, Cranz und Finkenwerder. Es liegt damit in 

der Metropolregion Hamburg. 

Organe der Sparkasse sind der Vorstand und der Verwaltungsrat. 

Die Sparkasse ist Mitglied im SVN und über dessen Sparkassen-Teilfonds dem Sicherungssystem der 

Sparkassen-Finanzgruppe angeschlossen. Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

(BaFin) hat das institutsbezogene Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe als 

Einlagensicherungssystem nach dem Einlagensicherungsgesetz (EinSiG) amtlich anerkannt. Das 

Sicherungssystem stellt im Entschädigungsfall sicher, dass den Kunden der Sparkassen der 

gesetzliche Anspruch auf Auszahlung ihrer Einlagen gemäß dem EinSiG erfüllt werden kann 

(„gesetzliche Einlagensicherung“). Darüber hinaus ist es das Ziel des Sicherungssystems, einen 

Entschädigungsfall zu vermeiden und die Sparkassen selbst zu schützen, insbesondere deren 

Liquidität und Solvenz zu gewährleisten („freiwillige Institutssicherung“). Ergänzend zu den 

bestehenden Sicherungsmitteln wird seit 2025 ein zusätzlicher Fonds zum institutsbezogenen 

Sicherungssystem von den Instituten befüllt. 

Die Sparkasse bietet als selbstständiges regionales Wirtschaftsunternehmen zusammen mit ihren 

Partnern aus der Sparkassen-Finanzgruppe Privatkunden, Unternehmen und Kommunen Finanz-

dienstleistungen und -produkte an, soweit das Sparkassengesetz, die Geschäftsordnung oder die 

Satzung keine Einschränkungen vorsehen. Der im Sparkassengesetz verankerte öffentliche Auftrag 

verpflichtet die Sparkasse, mit ihrer Geschäftstätigkeit in ihrem Geschäftsgebiet den Wettbewerb zu 

stärken und die angemessene und ausreichende Versorgung aller Bevölkerungskreise, der Wirtschaft 

- insbesondere des Mittelstands - und der öffentlichen Hand mit Bankdienstleistungen sicherzustellen.  

Die Gesamtzahl der Beschäftigten hat sich bis zum 31.12.2025 gegenüber dem Vorjahr um 3,7 % auf 

340 erhöht, von denen 194 vollzeitbeschäftigt, 123 teilzeitbeschäftigt sowie 23 in der Ausbildung sind. 

Die Sparkasse widmet sich Personalthemen im Hinblick auf den gesellschaftlichen Wandel, die 

fortschreitende Digitalisierung, die Nachhaltigkeit und insbesondere dem intensiven Wettbewerb um 

Nachwuchs- und Fachkräfte. Hinzu kommen die gesellschaftlichen, sozialen und technischen Trends, 



 

die neue Formen der Zusammenarbeit möglich machen. Dies erfolgt auch, um den veränderten 

Kundenbedürfnissen Rechnung zu tragen. 

Die Gesamtzahl unserer Geschäftsstellen hat sich bis zum 31.12.2025 gegenüber dem Vorjahr nicht 

verändert.  

Wirtschaftsbericht 

Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen im Jahr 2025 

Volkswirtschaftliches Umfeld 

Das Wachstum der deutschen Volkswirtschaft rettete sich 2025 nur knapp über die Nulllinie. Die 

Thematik der US-Zölle traf Deutschland als eine Volkswirtschaft mit sehr hohem Offenheitsgrad und 

relativ großem exportorientierten Industrieanteil besonders stark. Das war und ist ein weiterer 

bedeutender Schock für das Land in der Serie nach Pandemie und Kriegsausbruch in Europa. Andere 

Länder waren nicht im gleichen Maße von allen diesen Faktoren betroffen und bewältigten die 

angespannte Situation besser. Gemessen an den Ende 2025 kursierenden Prognosen zeichnet sich 

folgendes Bild der Weltkonjunktur ab: 

Sogar die USA selbst, von denen die Risse der Weltwirtschaft ausgehen, haben 2025 wohl nochmal ein 

Wachstum in der Größenordnung von gut 2 % erreicht. Das heißt nicht, dass nicht noch in späteren 

Wirkungswellen der Abkoppelung von der Weltwirtschaft Einbußen entstehen können. Die bisherige 

Stärke der Wirtschaftsentwicklung stützt sich vor allem auf den Boom der im Bereich der Künstlichen 

Intelligenz gut aufgestellten Unternehmen und hohe Hoffnungswerte in dem Sektor. China hat sein 

offizielles Wachstumsziel von 5,0 % in 2025 ebenfalls erreicht. Die meisten anderen Schwellenländer 

wuchsen 2025 erneut dynamisch. Das gilt für die meisten Länder in Lateinamerika, Afrika und Asien. 

Dort sticht vor allem Indien mit starkem Wachstum hervor. Für die zusammengefasste Weltwirtschaft 

geht der Internationale Währungsfonds von Wachstumsraten von 3,3 % aus. 

Auch Europa zeigte im Aggregat 2025 weiter ein intaktes Wachstum. Besonders Spanien und Polen 

wuchsen weiter stark. Für die EU dürfte die noch nicht amtlich vorliegende Jahreszahl in der 

Größenordnung von 1,5 % einlaufen. Deutschland bildete dagegen innerhalb Europas (mit Finnland) 

einmal mehr das Wachstumsschlusslicht. 

In seiner Erstschätzung vom 15.01.2026 bezifferte das Statistische Bundesamt die reale 

jahresdurchschnittliche Wachstumsrate für das deutsche Bruttoinlandsprodukt auf 0,2 %. Damit war 

2025 das dritte schwache Jahr in Folge für die deutsche Volkswirtschaft. Zwar wurde 2025 der 

Abschwung der letzten Jahre gestoppt, dennoch ist die Situation weiterhin schlecht. Die schlichte 

Dauer der inzwischen angesammelten Schwächephase von drei Jahren belegt, dass es sich nicht um 

ein konjunkturelles Phänomen, sondern um eine ausgeprägt strukturelle Schwäche der deutschen 

Volkswirtschaft handelt.  

Für ein strukturelles Problem spricht auch das anhaltende Auseinanderlaufen der einzelnen 

Produktionssektoren. In der entstehungsseitigen Untergliederung der Bruttowertschöpfung sind der 

Bausektor (-3,6 %) und das Verarbeitende Gewerbe (-1,3 %) auch 2025 weiter geschrumpft. Die 



 

Produktionsniveaus dieser Sektoren liegen heute weiter deutlich unter den Werten, die bereits Ende 

der 2010er Jahre erreicht wurden. Das Erreichen der „Schwarzen Null“ unter dem Strich beim 

Wachstum 2025 ist allein dem Dienstleistungssektor zu verdanken, besonders den Zuwächsen bei 

öffentlichen Dienstleistungen und vor allem im Gesundheitswesen. 

Entsprechend haben sich auch die Beschäftigungsstrukturen in Deutschland verschoben. Zur 

Einordnung der letzten Jahre als Rezession passt, dass es in einigen weiter schrumpfenden Industrie-

sektoren nach langem Stillhalten der Unternehmen bei Arbeitsmarktdispositionen nun doch gehäufter 

zur Freisetzung von Beschäftigten kam. Die Arbeitslosenquote ist – in der Abgrenzung der Bundes-

agentur für Arbeit 2025 – leicht gestiegen auf 6,3 %. Im Jahr davor lag sie bei 6,0 % und 2022 sogar 

nur bei 5,3 %. Beim Erwerbspersonenpotenzial setzt die Demografie zunehmend Grenzen, die durch 

steigende Partizipationsraten und Zuwanderung nicht mehr ausgeglichen werden können.  

Die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland ist aus einer Kombination von hohen Löhnen, 

die zuletzt stärker als die Produktivität gestiegen sind und die sich auch ungünstiger entwickeln als 

bei vielen Handelspartnern, hohen Energiekosten, einem aufgewerteten Euro und seit 2025 nun auch 

noch den US-Zöllen stark unter Druck. 

Die Binnennachfrage in Deutschland entwickelte sich deutlich besser, als es das stagnierende BIP 

nahelegt. Unter Ausblendung des Außenhandels hat die inländische Verwendung preisbereinigt um 

beachtliche 1,7 % zugelegt. Bei den Bauinvestitionen war eine gewisse Bodenbildung abzusehen.  

Die privaten Konsumausgaben als das bedeutendste Aggregat der Binnennachfrage und des BIP 

wuchsen 2025 preisbereinigt um 1,4 %. Diese Entwicklung stützte sich auf die steigenden verfügbaren 

Einkommen der privaten Haushalte, die sich nominal um 3,1 % erhöhten. Zusätzlich wurde der Konsum 

belebt durch eine Verringerung der Sparquote. Sie reduzierte sich im Jahresdurchschnitt von 11,2 % 

2024 auf 10,5 % 2025. Damit erreichte die Sparquote wieder ihren langjährigen Durchschnitt aus den 

2010er Jahren. 

Es hatte sich bereits 2024 abgezeichnet, dass die Inflationsraten auf Zielniveau der Notenbanken bei 

2 % einschwenken. 2025 hat sich das dann fortgesetzt und bestätigt. Sowohl im Euroraum und als 

auch in Deutschland verlief die Entwicklung erfreulich. Im Euroraum lag die jahresdurchschnittliche 

Rate der Harmonisierten Verbraucherpreise (HVPI) bei 2,1 %, in Deutschland bei 2,3 %. 

Niedersachsen konnte sich im ersten Halbjahr 2025 in einem schwierigen gesamtwirtschaftlichen 

Umfeld positiv abheben. Die reale Wirtschaftsleistung wuchs gegenüber dem Vorjahr um 1,0 % und 

lag damit deutlich über dem Bundesschnitt. Wichtige Wachstumsimpulse kamen aus dem 

verarbeitenden Gewerbe und dem Bauhauptgewerbe. Erste positive Effekte der fiskalpolitischen 

Wende der Bunderegierung könnten sich bereits in den niedersächsischen Wirtschaftsdaten für 2025 

spiegeln.  

Die niedersächsische Industrie erlebte im Frühjahr eine leichte Erholung, im Bundesschnitt bewegte 

sich die Industriekonjunktur allerdings eher seitwärts. Die Umsätze im verarbeitenden Gewerbe sind 

in den ersten neun Monaten 2025, getrieben von der Automobil- und Fahrzeugindustrie, um 4,7 % im 

Vergleich zum Vorjahreszeitraum gestiegen. Parallel zur Industrie hat sich das Bauhauptgewerbe als 

wichtige Wachstumsstütze in Niedersachsen präsentiert. Der Arbeitsmarkt spiegelt die konjunkturelle 



 

Entwicklung in Niedersachsen wider. Im Dezember 2025 lag die Arbeitslosenquote bei 6,0 % und damit 

unter dem Bundesschnitt (6,2 %).  

Im Elbe-Weser-Raum bewerten branchenübergreifend 18 % der Unternehmen die Geschäftslage als 

gut. Dem gegenüber stehen 25 % der Betriebe, die ihre Lage als schlecht bewerten. Für die 

kommenden zwölf Monate rechnen 12 % der Betriebe mit einer eher besseren Geschäftsentwicklung 

und 31 % mit einer ungünstigeren Entwicklung. 67 % der Betriebe im Elbe-Weser-Raum sehen die 

wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen als größte Herausforderung. Weitere Fokusthemen sind 

für die Unternehmen geopolitische Konflikte, zurückhaltende Inlandsnachfrage und steigende 

Arbeitskosten. Erste Maßnahmen der Bundesregierung zeigen bislang wenig konjunkturelle Effekte. 

Die Unternehmen benötigen zügig Erleichterungen bei Steuern, Lohnnebenkosten und Bürokratie. Die 

Arbeitslosenquote liegt im Elbe-Weser-Raum bei 4,9 % und damit unter dem Landes- und 

Bundesschnitt. 

Zinsentwicklung, Kreditwirtschaft und Branchensituation 

Bei den Renditen am Rentenmarkt verlief die Entwicklung gegenläufig zum Kurzfrist-Zins. Die 

Umlaufsrenditen am Anleihemarkt waren aber ebenfalls stark von den Leitzinserwartungen geprägt. 

Zudem werden international die absehbar sehr hoch bleibenden staatlichen Finanzierungsdefizite und 

die damit gegebenen realen Kapitalknappheiten stärker eingepreist. Dies gilt auch für Deutschland 

angesichts der finanzpolitischen Weichenstellungen. Dennoch behielten Bundesanleihen ihre 

Benchmark-Funktion für die Kapitalmärkte des Euroraums. Bundesanleihen mit 10jähriger  

(Rest-)Laufzeit starteten mit Renditen von 2,41 % Ende 2024. Sie fielen dann zunächst sogar noch 

etwas weiter auf Tiefststände bei 2,36 % im Februar und blieben in der ersten Jahreshälfte sehr 

niedrig. Renditeanstiege in der zweiten Jahreshälfte führten dann zeitweise fast bis zur Drei-Prozent-

Marke. Das Jahr 2025 beendeten die 10-Jahres-Bundesanleihen dann mit einer Umlaufsrendite von 

2,89 %. 

Die Aktienmärkte vollzogen in den meisten Ländern gute Verläufe. Auch in Deutschland waren recht 

starke Kurssteigerungen zu verzeichnen. Das ist angesichts der schwierigen Wirtschaftslage in 

Deutschland zu einem gewissen Grad erstaunlich. Es kann erklärt werden mit den ausgeprägten 

internationalen Aktivitäten vieler deutscher Unternehmen, die nicht nur am deutschen Standort tätig 

sind. Außerdem beeinflusste die Zinsentwicklung die Aktienmärkte. Hier war der Zinstrend zwar wie 

oben aufgezeigt nicht mehr klar abwärts gerichtet. Aber die über Teile des Jahres bestehende Zins-

senkungsphantasie und der auf moderatem Niveau eingependelte Leitzins gaben den Aktienmärkten 

doch unter dem Strich Rückenwind. Gemessen an der Entwicklung des Deutschen Aktienindex (DAX) 

errechnet sich aus einem Stand von 19.892 Punkten Ende 2024 und 24.490 Punkten zum jüngsten 

Jahreswechsel eine Jahresperformance für 2025 von immerhin 23,1 %. 

Veränderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen im Jahr 2025 

Für 2025 sind insbesondere die flächendeckende Einführung der Instant Payments Regulation, die 

Umsetzung der CRR III-Bankenregeln, die fortlaufende CSRD-Berichterstattung sowie die Anwendung 

der digitalen operationellen Resilienz (Digital Operational Resilience Act - DORA) als zentrale 

regulatorische Treiber für Kreditinstitute zu nennen; diese Regelwerke verändern 



 

Kapitalanforderungen, IT-Resilienz und Zahlungsinfrastruktur erfordern gezielte Umsetzungs- und 

Meldeprojekte. 

Die Instant Payments Regulation (IPR) verfolgt das Ziel einer Harmonisierung und Verbreitung von 

Echtzeitüberweisungen in Euro, um die Verfügbarkeit, Effizienz und Interoperabilität des europäischen 

Zahlungsverkehrs zu stärken. Für die Kreditinstitute machte dies eine technische Aufrüstung der 

Zahlungsinfrastruktur, Anpassung von Fraud-Screening in Echtzeit und Änderungen im Gebühren- und 

Serviceangebot erforderlich. 

Seit dem 1. Januar 2025 gilt die dritte Kapitaladäquanzverordnung (CRR III) für Banken in der EU. Als 

Teil der Umsetzung von Basel III in der EU führt die CRR III risikosensitivere Standardansätze sowie 

erweiterte Offenlegungspflichten ein. Diese Änderungen betreffen insbesondere die Eigenkapitalan-

forderungen und die Risikomanagementpraktiken von Banken, sowie die Notwendigkeit verbesserter 

Datenqualität und Anpassungen in der Kapitalplanung. 

DORA ist seit 17. Januar 2025 anwendbar und etabliert einheitliche Anforderungen an das 

Risikomanagement im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT). Diese 

Anforderungen sollen dazu beitragen, die Funktionsfähigkeit der Finanz-unternehmen insbesondere 

hinsichtlich Cyber-Gefahren aufrechtzuerhalten bzw. gegebenenfalls wiederherzustellen. Damit 

sorgen sie dafür, dass die Finanzunternehmen eine für sie angemessene digitale operationale 

Resilienz erreichen – also so widerstands- und anpassungsfähig sind, dass sie ihre digitalen 

operationellen Prozesse auch während und nach einem Störungsfall aufrechterhalten können.  

Bedeutsamste finanzielle Leistungsindikatoren 

Die Kennziffern Cost-Income-Ratio1, Provisionsertrag2, Verwaltungsaufwand in % der DBS 

(durchschnittliche Bilanzsumme)3, Wachstum Forderungen an Kunden4, Wachstum Verbindlichkeiten 

gegenüber Kunden5 sowie Gesamtkapitalquote nach CRR6, die der internen Steuerung dienen und in 

die Berichterstattung einfließen, wurden als bedeutsamste finanzielle Leistungsindikatoren definiert. 

1 Cost-Income-Ratio =  

Verwaltungsaufwand in Relation zum Zins- und Provisionsüberschuss zuzüglich Saldo der sonstigen 

ordentlichen Erträge und Aufwendungen gemäß Abgrenzung des Betriebsvergleichs (bereinigt um neutrale und 

aperiodische Positionen) 
2 Provisionsertrag =  

Provisionsertrag gemäß Abgrenzung des Betriebsvergleichs (bereinigt um neutrale und aperiodische 

Positionen) 
3 Verwaltungsaufwand in % der DBS =  

Verwaltungsaufwendungen gemäß Abgrenzung des Betriebsvergleichs (bereinigt um neutrale und aperiodische 

Positionen) 
4 Wachstum Forderungen an Kunden =  

Stichtagsbestand zum Jahresultimo 
5 Wachstum Verbindlichkeiten gegenüber Kunden =  

Stichtagsbestand zum Jahresultimo 
6 Gesamtkapitalquote nach CRR =  

Verhältnis der angerechneten Eigenmittel bezogen auf die risikobezogenen Positionswerte 



 

Darstellung, Analyse und Beurteilung des Geschäftsverlaufs  

Bilanzsumme und Geschäftsvolumen 

Das Geschäftsvolumen (Bilanzsumme zuzüglich Eventualverbindlichkeiten) hat sich von 

2.183,7 Mio. EUR auf 2.223,2 Mio. EUR erhöht. Die Bilanzsumme ist von 2.028,5 Mio. EUR auf 

2.065,0 Mio. EUR gestiegen.  

 Die Steigerung der Bilanzsumme und des Geschäftsvolumens ist insbesondere auf einen höheren 

Bestand der Forderungen an Kunden zurückzuführen. Die sich unter der Berücksichtigung von 

unterjährigen Beständen der Vermögens- und Schuldpositionen ergebende DBS hat sich 

entsprechend unserer Erwartung geringfügig reduziert.  

Aktivgeschäft 

Barreserve 

Der Anstieg der Barreserve ist vor allem auf einen höheren Kassenbestand zurückzuführen. 

Forderungen an Kreditinstitute  

Die Forderungen an Kreditinstitute erhöhten sich von 120,9 Mio. EUR auf 147,5 Mio. EUR. 

Der Anstieg der Forderungen an Kreditinstitute ist auf einen höheren Bestand der Einlagefazilität bei 

der Deutschen Bundesbank und der Verrechnungsguthaben bei den Landesbanken zurückzuführen. 

Forderungen an Kunden 

Entsprechend der im Vorjahreslagebericht prognostizierten geringen Steigerung erhöhten sich die 

Forderungen an Kunden (Aktiva 4 und 9) von 1.644,6 Mio. EUR auf 1.672,6 Mio. EUR.  

Die Forderungen an Privatkunden zeigten insbesondere bei den Wohnungsbaukrediten eine 

wesentliche Steigerung, wohingegen bei den Geschäftskunden weiterhin eine leichte Finanzierungs-

zurückhaltung zu erkennen ist. Die Darlehenszusagen lagen deutlich über dem Vorjahrsniveau. 

Wertpapiervermögen 

Zum Bilanzstichtag verminderte sich der Bestand an Wertpapieranlagen gegenüber dem Vorjahr um 

insgesamt 21,8 Mio. EUR auf 191,3 Mio. EUR. 

Ursächlich für den Rückgang waren insbesondere  bei den Schuldverschreibungen und anderen 

festverzinslichen Wertpapieren Fälligkeiten in Höhe von 72,8 Mio. EUR, die nicht vollumfänglich durch 

Reinvestitionen ausgeglichen wurden.  

Beteiligungen und Anteilsbesitz 

Im Geschäftsjahr 2025 stieg das Volumen der Beteiligungen und Anteile an verbundenen 

Unternehmen um 2,8 Mio. EUR auf 9,5 Mio. EUR. 

Die Zunahme betrifft insbesondere unsere Beteiligung am Sparkassenverband Niedersachen. 

Sachanlagen 

Die Sachanlagen erhöhten sich von 13,6 Mio. EUR auf 13,9 Mio. EUR. 



 

Die im Geschäftsjahr 2025 erfolgten Investitionen übersteigen die planmäßigen Abschreibungen 

leicht. 

Passivgeschäft 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten erhöhten sich leicht von 330,9 Mio. EUR auf 

338,2 Mio. EUR. 

Die Sparkasse hat die kurzfristigen Verbindlichkeiten aufgestockt, während die langfristigen 

Verbindlichkeiten durch Fälligkeiten reduziert wurden.  

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kunden erhöhten sich von 1.469,4 Mio. EUR auf 1.493,2 Mio. EUR. 

Die Zunahme des Mittelaufkommens von Kunden resultiert weitgehend aus der Erhöhung der 

Sichteinlagen von 1.027,9 Mio. EUR auf 1.099,5 Mio. EUR. Dagegen reduzierten sich die Spareinlagen 

von 251,3 Mio. EUR auf 221,5 Mio. EUR. Damit machen die Sichteinlagen 53 % unserer Bilanzsumme 

aus.  

Entgegen dem prognostizierten leichten Anstieg für das abgelaufenen Geschäftsjahr 2025 blieben die 

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden nahezu auf Vorjahresniveau.  

Dienstleistungsgeschäft 

Das Dienstleistungsgeschäft hat sich wesentlich besser entwickelt als prognostiziert. Es haben sich im 

Jahr 2025 folgende Schwerpunkte ergeben: 

Die Wertpapierumsätze nahmen gegenüber dem Vorjahr um 14,4 % zu und erreichten einen Wert von 

488,7 Mio. EUR. Dadurch liegt das Provisionsergebnis aus Wertpapieren deutlich über dem 

Vorjahreswert.  

Im Geschäftsjahr wurden insgesamt 324 Bausparverträge mit einem Volumen von insgesamt 28,2 Mio. 

EUR abgeschlossen, was einem Rückgang des Volumens gegenüber dem Vorjahr von 32,2 % 

entspricht. 

Im Immobiliengeschäft wurden insgesamt 59 Objekte vermittelt. Die Anzahl liegt damit nahezu auf 

Vorjahresniveau (60 Objekte). 

Im Versicherungsgeschäft konnten Verträge mit einem Volumen von insgesamt 18,4 Mio. EUR 

vermittelt werden, was einer Steigerung gegenüber dem Vorjahr von 27,8 % entspricht.  

Im Vermittlungsgeschäft wurden 691 Konsumenten- und Autokredite mit einem Volumen von 

insgesamt 11,2 Mio. EUR abgeschlossen, was bei geringer Reduzierung der Stückzahlen eine 

Steigerung des Volumens gegenüber dem Vorjahr von 13,1 % bedeutet. 

Derivate 

Die derivativen Finanzinstrumente dienten ausschließlich der Sicherung der eigenen Positionen und 

nicht spekulativen Zwecken. Hinsichtlich der zum Jahresende bestehenden Geschäfte wird auf die 

Darstellung im Anhang verwiesen. 



 

Wesentliche Baumaßnahmen und technische Veränderungen 

Die Sparkasse hat ihr neues Raum- und Zusammenarbeitskonzept mit dem Umbau des ersten 

Obergeschosses der Hauptstelle weiterverfolgt. Sowohl der Bereich Firmenkunden/Private Banking als 

auch der Vorstandsbereich und Besprechungsräume wurden mit einem Volumen von ca. 2,5 Mio. EUR 

erneuert. Das Ziel sind effizientere Arbeitsbedingungen und die Erhöhung der Arbeitgeberattraktivi-

tät. Dieses Konzept wird sukzessive in alle Arbeitsbereiche der Sparkasse ausgerollt. Damit einher geht 

auch eine weitere Digitalisierung von Arbeitsprozessen. 

Darstellung, Analyse und Beurteilung der Lage 

Vermögenslage 

Die Vermögenslage unserer Sparkasse ist gekennzeichnet durch einen hohen Anteil des 

Kundenkreditvolumens an der Bilanzsumme. 

Der Anteil der Forderungen an Kunden an der Bilanzsumme ist mit 81,0 % nahezu unverändert im 

Vergleich zum Vorjahr (81,1 %). Ebenso hat sich der Anteil der Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

nur geringfügig von 72,4 % auf 72,3 % verringert. Gegenüber dem Vorjahr ergaben sich insofern keine 

bedeutsamen Veränderungen bei diesen Strukturanteilen.  

Sämtliche Vermögensgegenstände und Rückstellungen werden vorsichtig bewertet. Die 

Rückstellungen werden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen 

Erfüllungsbetrages angesetzt. Einzelheiten sind dem Anhang zum Jahresabschluss zu entnehmen. Für 

besondere Risiken des Geschäftszweiges der Kreditinstitute wurde zusätzlich Vorsorge getroffen. 

Die zum Jahresende ausgewiesene Sicherheitsrücklage erhöhte sich durch die Zuführung des 

Bilanzgewinns 2024. Insgesamt weist die Sparkasse inklusive des Bilanzgewinns 2025 vor Gewinn-

verwendung ein Eigenkapital von 110,6 Mio. EUR (Vorjahr 109,5 Mio. EUR) aus. Neben der Sicherheits-

rücklage verfügt die Sparkasse über umfangreiche weitere aufsichtliche Eigenkapitalbestandteile. So 

wurde der Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340g HGB durch eine zusätzliche Vorsorge in 

Höhe von 5,7 Mio. EUR auf 90,8 Mio. EUR erhöht.  

Die Gesamtkapitalquote gem. Art. 92 CRR (Verhältnis der angerechneten Eigenmittel bezogen auf die 

anrechnungspflichtigen Positionen) übertrifft am 31.12.2025 mit 14,7 % (im Vorjahr: 15,7 %) die 

aufsichtlichen Mindestanforderungen von 8,0 % gemäß CRR (zuzüglich SREP-Zuschlag sowie 

kombinierte Kapitalpufferanforderung gemäß § 10i KWG und Systemrisikopuffer von 1,00 % für den 

Wohnimmobiliensektor). Die anrechnungspflichtigen Positionen zum 31.12.2025 betragen 1.309,9 

Mio. EUR und die aufsichtlich anerkannten Eigenmittel 192,5 Mio. EUR. 

Auch die harte Kernkapitalquote und die Kernkapitalquote übersteigen die aufsichtlich 

vorgeschriebenen Werte deutlich. Diese belaufen sich zum 31.12.2025 auf 14,7 % der anrechnungs-

pflichtigen Positionen nach CRR. 

Der für 2025 prognostizierte Wert für die Gesamtkapitalquote wurde übertroffen. 

Die Verschuldungsquote (Verhältnis des Kernkapitals zur Summe der bilanziellen und 

außerbilanziellen Positionen) beträgt am 31.12.2025 9,30 % und liegt damit über der aufsichtlichen 



 

Mindestanforderung von 3,0 %. Sie stellt sich zum Jahresende 2025 damit leicht besser dar, als von 

uns erwartet. 

Auf Grundlage unserer Kapitalplanung bis zum Jahr 2030 ist auch weiterhin eine Übererfüllung der 

aufsichtlichen Anforderungen an die Eigenmittelausstattung als Basis für die Umsetzung unserer 

Geschäftsstrategie zu erwarten. 

Die Vermögenslage der Sparkasse ist geordnet. 

Finanzlage 
Die Zahlungsfähigkeit der Sparkasse war im abgelaufenen Geschäftsjahr aufgrund einer 

angemessenen Liquiditätsvorsorge jederzeit gegeben. Die Liquiditätsdeckungsquote (Liquidity 

Coverage Ratio - LCR) lag mit 152,9 % bis 201,8 % oberhalb des Mindestwerts von 100 %. Die LCR-

Quote lag zum 31.12.2025 bei 183,3 %. Die strukturelle Liquiditätsquote (Net Stable Funding Ratio - 

NSFR) lag innerhalb einer Bandbreite von 127,2 % bis 129,0 %; damit wurde die aufsichtliche 

Mindestquote von 100 % durchgängig eingehalten. Zur Erfüllung der Mindestreservevorschriften 

wurden Guthaben bei der Deutschen Bundesbank geführt. Kredit- und Dispositionslinien bestehen bei 

der Deutschen Bundesbank und der Nord/LB. Die Sparkasse nahm 2025 am elektronischen Verfahren 

„MACCs (Mobilisation and Administration of Credit Claims)“ der Deutschen Bundesbank zur Nutzung 

von Kreditforderungen als notenbankfähige Sicherheiten teil. 

Die Zahlungsfähigkeit ist nach unserer Finanzplanung gewährleistet.  

Ertragslage 

Die Analyse zur Ertragslage folgt dem in der Sparkassenorganisation geltenden Schema für 

überbetriebliche Vergleiche der Sparkassen (Betriebsvergleich der Sparkassen). Dem 

Betriebsvergleich liegt eine betriebswirtschaftliche Betrachtung der Erfolge aus dem 

Sparkassengeschäft zugrunde, die Grundlage der Planung und Berichterstattung sowie der internen 

Steuerung ist. In dieser betriebswirtschaftlichen Sichtweise werden Erfolge des laufenden Jahres dann 

dem Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit zugeordnet, wenn diese keinen periodenfremden oder 

einmaligen Charakter haben. Liegen periodenfremde oder einmalige Erfolgswirkungen vor, werden 

diese im Betriebsvergleich dem sogenannten neutralen Ergebnis zugeordnet. Die handelsrechtlich 

vorgeschriebene Gliederung der Aufwands- und Ertragspositionen weicht daher teilweise von dieser 

Betrachtung ab. In der nachstehenden Tabelle wird eine Überleitung der handelsrechtlich 

vorgeschriebenen Werte auf die betriebswirtschaftliche Darstellung des Betriebsvergleiches 

vorgenommen. 



 

Überleitungsrechnung 

Gewinn- und 
Verlustrechnung 

GV-Posten 2025 Überleitung 2025 Betriebsvergleich 

  Mio. EUR Mio. EUR Mio. EUR  

Zinsüberschuss (einschl. 
laufender Ertrag) 

1 bis 4 41,7 0,3 41,4 Zinsüberschuss 

Provisionsüberschuss 5, 6 15,6 0,1 15,5 Provisionsüberschuss 
Sonstige betriebliche 
Erträge 

8 0,8 0,4 0,4 Sonstige ordentliche 
Erträge 

Verwaltungsaufwendungen  41,2 1,4 39,8 Verwaltungsaufwendungen 
- davon Personalaufwand  10aa + 10ab 27,0 0,8 26,2 davon Personalaufwand 
- davon andere 
Verwaltungsaufwendungen 

10b 14,2 0,6 13,6 davon andere 
Verwaltungsaufwendungen 

Sonstige betriebliche 
Aufwendungen 

11, 12, 17 1,6 1,4 0,2 Sonstige ordentliche 
Aufwendungen 

Ergebnis vor Bewertung und 
Risikovorsorge 

 15,3 -2,0 17,3 Betriebsergebnis vor 
Bewertung 

Aufwand aus Bewertung und 
Risikovorsorge 1) 

13 bis 16 
und 18 

-10,4 0,0 -10,4 Bewertungsergebnis 1) 

Ergebnis der normalen 
Geschäftstätigkeit 

19 4,9 -2,0 6,9 Betriebsergebnis nach 
Bewertung 

Außerordentliches Ergebnis 20, 21 0,0 2,1 -2,1 Neutrales Ergebnis 
Ergebnis vor Steuern  4,9 0,1 4,8 Ergebnis vor Steuern 
Steuern 23, 24 3,8 -0,1 3,7 Gewinnabhängige Steuern 
Jahresüberschuss 25 1,1 0,0 1,1 Jahresüberschuss 

 
1) Einschließlich der Veränderungen des Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340g HGB sowie der Vorsorgereserven  
gemäß § 340f HGB 
 
Die wesentlichen Gründe für die Abweichung sind nachfolgend dargestellt. 

Die Umsetzungen bei den Sonstigen betrieblichen Erträgen entfallen überwiegend auf Auflösungen 

von Rückstellungen und Erstattungen aus Vorjahren, die im Betriebsvergleich neutraler Ertrag sind. 

Bei den sonstigen betrieblichen Aufwendungen betreffen die Umsetzungen die Abschreibungen und 

Wertberichtigungen auf immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen die im Betriebsvergleich andere 

Verwaltungsaufwendungen sind. 

Die wesentlichen Erfolgskomponenten der Gewinn- und Verlustrechnung, gegliedert nach dem 

bundeseinheitlichen Betriebsvergleich der Sparkassenorganisation, sind in der nachfolgenden Tabelle 

aufgeführt. 

 



 

 
2025 2024 Veränderung Veränderung 

 Mio. EUR Mio. EUR Mio. EUR % 

Zinsüberschuss 41,4 41,7 
1 

-0,3 -0,7 

Provisionsüberschuss 15,5 15,1 0,4 
 

2,9 

Sonstige ordentliche Erträge 0,4 0,4 0,0 3,1 

Gesamtertrag 57,3 57,2 0,1 0,3 

Allgemeine 
Verwaltungsaufwendungen 

39,8 35,8 4,0 11,0 

- davon Personalaufwand 26,2 24,4 1,8 7,6 
- davon andere 

Verwaltungsaufwendungen 
13,6 11,4 2,2 18,3 

Sonstige ordentliche Aufwendungen 0,2 0,2 0,0 41,2 2) 

Betriebsergebnis vor Bewertung 17,3 21,2 -3,9 -18,3 

Bewertungsergebnis 1) -10,4 -14,1 3,7 26,3 

Betriebsergebnis nach Bewertung 6,9 7,1 -0,2 -2,2 

Neutrales Ergebnis -2,1 -1,8 -0,3 
 

-16,9 

Ergebnis vor Steuern 4,8 5,3 -0,5 -8,9 

Gewinnabhängige Steuern -3,7 -4,3 0,6 12,2 

Jahresüberschuss 1,1 1,0 0,1 5,3 
1)  Einschließlich der Veränderungen des Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340g HGB sowie der 
Vorsorgereserven gemäß § 340f HGB 

2)  Aufgrund des geringen Ausgangswertes hohe prozentuale Veränderung der absolut nur in der 2. 
Nachkommastelle eingetretenen Veränderung 
 

Das Betriebsergebnis vor Bewertung auf Basis von Betriebsvergleichswerten beträgt 0,84 % (Vorjahr 

1,02 %) der durchschnittlichen Bilanzsumme des Jahres 2025; es lag damit unter dem Durchschnitt 

der niedersächsischen Sparkassen. Die im Vorjahreslagebericht prognostizierte deutliche Senkung 

ist somit eingetroffen. 

Die als bedeutsamsten finanziellen Leistungsindikatoren auf Basis der Betriebsvergleichswerte zur 

Unternehmenssteuerung definierten Größen CIR, Provisionsertrag und Verwaltungsaufwand in % der 

DBS haben sich im Jahr 2025 wie folgt entwickelt:  

Die Cost-Income-Ratio veränderte sich von 62,9 % auf 69,7 %. Der im Vorjahreslagebericht 

prognostizierte Wert von 70,6 % wurde damit unterschritten. 

Der Provisionsertrag liegt mit 17,3 Mio. EUR wesentlich über dem erwarteten Niveau (Planwert 16,4 

Mio. EUR) und liegt damit auch deutlich über dem Vorjahreswert von 16,4 Mio. EUR.  

Der Verwaltungsaufwand in % der DBS betrug 1,95 %. Im Vorjahr ergab sich ein Wert von 1,73 % der 

DBS. Die im Vorjahreslagebericht prognostizierte Steigerung des Verwaltungsaufwands auf 1,98 % 

der DBS wurde aber leicht unterschritten. 

Nach dem bundeseinheitlichen Betriebsvergleich der Sparkassenorganisation hat sich die 

Ertragslage der Sparkasse wie folgt entwickelt: 

Im Geschäftsjahr hat sich der Zinsüberschuss ungünstiger entwickelt als erwartet. Die negative 

Planabweichung resultiert im Wesentlichen aus einem im Jahresverlauf später einsetzenden 



 

Wachstum sowie auch aus einer deutlich geringer als erwarteten Inanspruchnahme von 

Kontokorrent-Linien. 

Demgegenüber liegt der Provisionsüberschuss leicht über dem erwarteten Niveau. Er lag 

insbesondere aufgrund höherer Erträge aus der Vermittlung von Wertpapieren um 2,9 % über dem 

Vorjahreswert. 

Des Weiteren ist der Personalaufwand entsprechend der Prognose gestiegen. Die 

Personalaufwendungen erhöhten sich um 7,6 % (Planwert: 7,2 %) insbesondere infolge der 

Belastungen aus der Tariferhöhung auf 26,2 Mio. EUR. 

Die anderen Verwaltungsaufwendungen erhöhten sich um 18,3 % auf 13,6 Mio. EUR. Der 

prognostizierte Anstieg um 27,3 % wurde aufgrund nicht erfolgter Inanspruchnahme von Leistungen 

unterschritten.  

Abschreibungen und Wertberichtigungen nach Verrechnung mit Erträgen (Bewertung und 

Risikovorsorge)  ergaben einen Ertrag in Höhe von 0,3 Mio. EUR (Vorjahr -3,3 Mio. EUR). Aus dem 

Kreditgeschäft ergab sich ein positives Bewertungsergebnis, das deutlich besser als erwartet 

eingetreten ist. Das Bewertungsergebnis aus den Wertpapieranlagen stellte sich negativ und 

aufgrund der Zinsentwicklung erheblich unter dem Planwert des Vorjahres dar.  

Der Sonderposten nach § 340 g HGB wurde um 5,7 Mio. EUR aufgestockt.  

Für das Geschäftsjahr 2025 war ein um 0,5 Mio. EUR auf 3,7 Mio. EUR rückläufiger Steueraufwand 

auszuweisen.  

Vor dem Hintergrund des intensiven Wettbewerbs und des im Geschäftsjahr gesunkenen Zinsniveaus 

ist der Vorstand mit der Entwicklung der Ertragslage im Jahr 2025 zufrieden. Die Prognosen 

hinsichtlich der einzelnen Positionen der Ertragslage wurden überwiegend übertroffen. Unter den 

gegebenen wirtschaftlichen Bedingungen beurteilt die Sparkasse die Ertragslage als gut. 

Die gemäß § 26a Absatz 1 Satz 4 KWG offen zu legende Kapitalrendite, berechnet als Quotient aus 

Nettogewinn (Jahresüberschuss) und Bilanzsumme, betrug 0,05 % im Geschäftsjahr 2025.  

Gesamtaussage zum Geschäftsverlauf und zur Lage 

Vor dem Hintergrund der konjunkturellen Rahmenbedingungen bewerten wir die Geschäfts-

entwicklung als zufriedenstellend. Ursächlich für die positive Entwicklung von Geschäftsvolumen und 

Bilanzsumme war in erster Linie der Anstieg der Forderungen an Kunden sowie unseres 

Mittelaufkommens von Kunden. Aufgrund des erzielten Ergebnisses war es der Sparkasse wiederum 

möglich, das Eigenkapital deutlich zu erhöhen.  

Nachtragsbericht 

Die Nachtragsberichterstattung erfolgt gemäß § 285 Nr. 33 HGB im Anhang.  



 

Risikobericht 

Risikomanagementsystem 

Zur Sicherstellung der langfristigen Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf Basis der eigenen 

Substanz und Ertragskraft setzt die Sparkasse ein Risikotragfähigkeitskonzept mit einer 

regelmäßigen Berechnung der Risikotragfähigkeit (ökonomische Perspektive) und einer 

Kapitalplanung (normative Perspektive) ein. Die Risikotragfähigkeit wird ergänzt um Stresstests und 

es erfolgt eine prozessuale Verknüpfung mit den Strategien, der Risikoinventur und der 

Risikoberichterstattung. Dabei werden auch die Auswirkungen von ESG-Risiken berücksichtigt. 

In der Geschäftsstrategie werden die Ziele der Sparkasse für jede wesentliche Geschäftstätigkeit 

sowie die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele dargestellt. Die Risikostrategie umfasst die Ziele 

der Risikosteuerung der wesentlichen Geschäftsaktivitäten sowie die Maßnahmen zur Erreichung 

dieser Ziele. 

Ziel der Risikoinventur ist es, mindestens jährlich systematisch Risiken zu identifizieren, um deren 

Wesentlichkeit beurteilen zu können. Dabei werden auch die Auswirkungen von ESG-Risiken auf die 

Risikoarten untersucht. Zudem werden regelmäßig quantitative und qualitative Analysen zur 

Bestimmung von Risiko- und Ertragskonzentrationen vorgenommen. Auf Grundlage der zuletzt 

durchgeführten Risikoinventur wurden folgende Risiken in der ökonomischen und der normativen 

Perspektive als wesentlich eingestuft: 

Risikoart Risikokategorie 
Adressenrisiko Kundengeschäft 
 Eigengeschäft 
Marktpreisrisiko Zinsänderungsrisiko 
 Spreadrisiko 
 Immobilienrisiko 
Beteiligungsrisiken  
Liquiditätsrisiken Zahlungsunfähigkeitsrisiko 
 Refinanzierungskostenrisiko 
Operationelle Risiken   

 

Für die frühzeitige Identifizierung von wesentlichen Risiken sowie von risikoartenübergreifenden 

Effekten wurden Indikatoren abgeleitet, die auf quantitativen oder qualitativen Merkmalen basieren.  

Ziel der Ermittlung der Risikotragfähigkeit in der ökonomischen Perspektive ist die Gewährleistung 

des Gläubigerschutzes. Die Sparkasse ermittelte zum 31. Dezember 2025 ein ökonomisches Risiko-

deckungspotenzial von 289,5 Mio. EUR. Das daraus abgeleitete Gesamtlimit von 165,0 Mio. EUR 

wurde auf die wesentlichen Risiken verteilt und so bemessen, dass eine angemessene Steuerung der 

Risiken ermöglicht wird. Die wesentlichen Risiken werden vierteljährlich ermittelt und den Limiten 

gegenübergestellt. Die bereitgestellten Limite reichten sowohl unterjährig als auch zum 

Bilanzstichtag aus, um die wesentlichen Risiken abzudecken. 

Zur Berechnung des Gesamtrisikos wurden für alle wesentlichen Risiken das Konfidenzniveau auf 

99,9 % und der Risikobetrachtungshorizont auf ein Jahr rollierend festgelegt. Zwischen den und 



 

innerhalb der wesentlichen Risikoarten werden keine risikomindernden Diversifikationseffekte 

berücksichtigt. 

Das auf der Grundlage des Gesamtlimits eingerichtete Limitsystem stellt sich zum 31. Dezember 

2025 wie folgt dar: 

Risikoart Risikokategorie Limit Limitauslastung 
Mio. EUR Mio. EUR % 

Adressenrisiko Kundengeschäft 28,0 19,2 68,70 
 Eigengeschäft 3,5 2,1 61,17 
Marktpreisrisiko Zinsänderungsrisiko 72,5 59,5 82,13 
 Spreadrisiko 12,0 9,1 75,44 
 Immobilienrisiko 12,5 9,1 73,00 
Beteiligungsrisiko  2,5 1,7 69,44 
Liquiditätsrisiko  Refinanzierungskostenrisiko 20,0 16,5 82,29 
Operationelles 
Risiko 

 14,0 11,5 82,47 

Risikotragfähigkeitslimit/Gesamtrisiko 165,0 128,8 78,08 
 

Da das Zahlungsunfähigkeitsrisiko in der Risikotragfähigkeitsberechnung nicht berücksichtigt werden 

kann, erfolgt die Betrachtung im Wesentlichen über die tägliche Liquiditätsdisposition, monatliche 

Liquiditätsübersicht und die LCR, sowie eine vierteljährliche Ermittlung der Überlebensperiode und 

die Erstellung eines Refinanzierungsplans. 

Die zuständigen Abteilungen steuern die Risiken im Rahmen der bestehenden organisatorischen 

Regelungen und der Limitvorgaben des Vorstands. 

Ziel der Ermittlung der Risikotragfähigkeit in der normativen Perspektive ist die Fortführung der 

Sparkasse. Hierzu besteht ein zukunftsgerichteter Kapitalplanungsprozess bis zum Jahr 2030. Um 

einen Kapitalbedarf rechtzeitig identifizieren zu können, wurden Annahmen über die künftige 

Ergebnisentwicklung für das Planszenario sowie für ein adverses Szenario getroffen. 

In der normativen Perspektive sind alle regulatorischen und aufsichtlichen Anforderungen sowie die 

darauf basierenden internen Anforderungen zu berücksichtigen. Relevante Steuerungsgrößen sind 

die Kernkapitalanforderung, die Gesamtkapitalanforderung (SREP-Gesamtkapitalanforderung, die 

kombinierte Pufferanforderung und die Eigenmittelempfehlung) sowie die Strukturanforderungen 

hinsichtlich des Kapitals, die Höchstverschuldungsgrenze und die Großkreditgrenze.  

Für den betrachteten Zeitraum von fünf Jahren können die aufsichtlichen Anforderungen im 

Planszenario vollständig erfüllt werden. Gleiches gilt im Falle der Betrachtung adverser Entwicklungen, 

in dem jedoch nur die harten Mindestkapitalanforderungen zwingend einzuhalten sind. 

Die der Risikotragfähigkeit zu Grunde liegenden Annahmen sowie die Angemessenheit der Methoden 

und Verfahren werden jährlich überprüft und bei Bedarf angepasst (Validierung). 

Die Sparkasse setzt zur Steuerung der Zinsänderungsrisiken derivative Finanzinstrumente 

(Swapgeschäfte) ein. Sie wurden in die verlustfreie Bewertung des Bankbuches einbezogen. 

Stresstests werden ergänzend zur Risikotragfähigkeit durchgeführt. Ziel ist die Abbildung 

außergewöhnlicher aber plausibel möglicher Ereignisse über Szenario- und Sensitivitätsanalysen. 



 

Die turnusmäßige Risikoberichterstattung an den Vorstand umfasst den Gesamtrisikobericht und 

ergänzende Berichte zu den wesentlichen Risikoarten. Die Berichte enthalten neben quantitativen 

Informationen auch eine qualitative Beurteilung zu wesentlichen Positionen und Risiken. Auf 

besondere Risiken für die Geschäftsentwicklung und dafür geplante Maßnahmen wird gesondert 

eingegangen. Der Verwaltungsrat wird vierteljährlich über die Risikosituation informiert. Neben der 

turnusmäßigen Berichterstattung ist auch geregelt, in welchen Fällen eine Ad-hoc-Berichterstattung 

zu erfolgen hat. 

Zur Sicherung der Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit von Steuerungs- und Überwachungssystemen 

(Interne Kontrollverfahren) zählen neben eingerichteten Funktionstrennungen bei Zuständigkeiten 

und Arbeitsprozessen auch die Tätigkeiten der sog. Besonderen Funktionen (Risikocontrolling-

Funktion, Compliance-Funktion und Internen Revision). 

Verfahren zur Aufnahme von Geschäftsaktivitäten in neuen Produkten oder auf neuen Märkten 

(Neu-Produkt-Prozess) sind festgelegt. Zur Einschätzung wesentlicher geplanter Veränderungen in 

der Aufbau- und Ablauforganisation sowie den IT-Systemen auf die Kontrollverfahren und die 

Kontrollintensität bestehen Definitionen und Regelungen. 

Strukturelle Darstellung der wesentlichen Risiken 

Adressenrisiko 

Unter dem Adressenrisiko wird ein Verlust in einer bilanziellen oder außerbilanziellen Position 

verstanden, der durch eine Bonitätsverschlechterung einschließlich des Ausfalles eines Schuldners 

bedingt ist. Dabei wird das Adressenrisiko in das Ausfall- sowie das Migrationsrisiko eines Schuldners 

unterteilt. 

Das Ausfallrisiko umfasst die Gefahr eines Verlustes, welcher aus einem drohenden bzw. vorliegenden 

Zahlungsausfall eines Schuldners entsteht. 

Das Migrationsrisiko bezeichnet die Gefahr eines Verlustes, der sich dadurch ergibt, dass sich die 

Bonitätseinstufung (Rating) des Schuldners verändert. 

Das Länderrisiko umfasst neben dem bonitätsinduzierten Länderrisiko auch das politische Risiko, z. B. 

durch einen Transferstopp. Das Länderrisiko im Sinne eines Ausfalls oder einer Bonitätsveränderung 

eines Schuldners ist Teil des Adressenrisikos im Kunden- und Eigengeschäft. Der Schuldner kann ein 

ausländischer öffentlicher Haushalt oder ein sonstiger Schuldner sein, der seinen Sitz im Ausland und 

somit in einem anderen Rechtsraum hat.  

Der Value-at-Risk wird in der ökonomischen Perspektive über eine Monte-Carlo-Simulation in der 

Anwendung Credit Portfolio View (CPV) ermittelt. Dabei wird die Wertentwicklung der einzelnen Ge-

schäfte in einem jeweils spezifischen ökonomischen Umfeld simuliert. Zur Bewertung werden neben 

den Portfoliodaten der Sparkasse Risikoparameter (z. B. Ausfallzeitreihen, Korrelationen, Migrations- 

und Shiftmatrizen, Verwertungs-, Neubewertungs- und Einbringungsquoten) verwendet, die aus 

historischen Daten aller Sparkassen ermittelt wurden. Die Risikomessung von Kunden- und 

Eigengeschäft erfolgt getrennt. 



 

Adressenrisiko im Kundengeschäft 

Das Adressenrisiko im Kundengeschäft umfasst einerseits die Gefahr eines Verlustes durch einen 

drohenden bzw. vorliegenden Zahlungsausfall eines originären Kredites sowie von 

Eventualverbindlichkeiten wie beispielsweise Avale (Ausfallrisiko). Andererseits umfasst es auch die 

Gefahr, dass Sicherheiten teilweise oder ganz an Wert verlieren und deshalb zur Absicherung der 

Kredite nicht ausreichen oder überhaupt nicht beitragen können (Sicherheitenverwertungs- 

und -einbringungsrisiko).  

Teil des Adressenrisikos im Kundengeschäft ist auch die Gefahr, dass sich im Zeitablauf die 

Bonitätseinstufung (Ratingklasse) des Kreditnehmers ändert und damit ein möglicherweise höherer 

Spread gegenüber der risikolosen Zinskurve berücksichtigt werden muss (Migrationsrisiko). 

Die Steuerung der Adressenrisikos des Kundengeschäfts erfolgt entsprechend der festgelegten 

Strategie unter besonderer Berücksichtigung der Größenklassenstruktur, der Bonitäten, der Branchen, 

der gestellten Sicherheiten sowie des Risikos der Engagements. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

· Trennung zwischen Markt und Marktfolge bis in die Geschäftsverteilung des Vorstands 

· regelmäßige Bonitätsbeurteilung und Beurteilung des Kapitaldienstes auf Basis aktueller 

Unterlagen 

· Einsatz standardisierter Risikoklassifizierungsverfahren (Rating- und Scoringverfahren) in 

Kombination mit bonitätsabhängiger Preisgestaltung und bonitätsabhängigen Kompetenzen 

· interne, bonitätsabhängige Richtwerte für Kreditobergrenzen, die unterhalb der 

Großkreditgrenzen des KWG liegen, zur Vermeidung von Risikokonzentrationen. Einzelfälle, die 

diese Grenzen überschreiten, unterliegen einer verstärkten Beobachtung 

· regelmäßige Überprüfung von Sicherheiten 

· Einsatz eines Risikofrüherkennungsverfahrens, das gewährleistet, dass bei Auftreten von 

signifikanten Bonitätsverschlechterungen frühzeitig risikobegrenzende Maßnahmen eingeleitet 

werden können 

· festgelegte Verfahren zur Überleitung von Kreditengagements in die Intensivbetreuung oder 

Sanierungsbetreuung 

· Berechnung des Adressenrisikos für die Risikotragfähigkeit in der ökonomischen Perspektive mit 

dem Kreditrisikomodell CPV  

· Berechnung des Adressenrisikos für die Risikotragfähigkeit in der normativen Perspektive 

kombiniert mit den IT-Anwendungen Gesamtbanksteuerung (GBS) bzw. CPV sowie ggf. unter 

Berücksichtigung einer Expertenschätzung. 

· Kreditportfolioüberwachung auf Gesamthausebene mittels regelmäßigem Reporting 

Das Kreditgeschäft der Sparkasse gliedert sich in zwei große Gruppen: Das Firmenkundengeschäft 

und das Privatkundenkreditgeschäft. 

Zum 31.12.2025 wurden etwa 54,0 % der zum Jahresende ausgelegten Kreditmittel an Unternehmen 

und wirtschaftlich selbstständige Privatpersonen vergeben, 45,6 % an wirtschaftlich unselbstständige 

und sonstige Privatpersonen.  



 

Die regionale Wirtschaftsstruktur spiegelt sich auch im Kreditgeschäft der Sparkasse wider. Den 

Schwerpunktbereich bilden mit 26,4 % die Ausleihungen an das Grundstücks- und Wohnungswesen.  

Die Größenklassenstruktur zeigt insgesamt eine breite Streuung des Ausleihgeschäfts. 79,7 % des 

Kundenkreditvolumens im Sinne des § 19 Abs. 1 KWG entfallen auf Kreditengagements mit einem 

Kreditvolumen bis 5,0 Mio. EUR. 

Die Risikostrategie ist ausgerichtet auf Kreditnehmer mit guten Bonitäten bzw. geringeren 

Ausfallwahrscheinlichkeiten. Dies wird durch die Neugeschäftsplanung unterstützt. 

Zum 31.12.2025 ergibt sich im Kundengeschäft folgende Ratingklassenstruktur: 

Ratingklasse Anzahl in % Volumen in % 

1 bis 9 92,8 92,3 
10 bis 15 5,7 5,1 
16 bis 18 1,2 2,1 
ungeratet 0,3 0,4 

 

Das Länderrisiko ist für die Sparkasse von untergeordneter Bedeutung. 

Eine Risikokonzentration besteht gemäß Risikoinventur 2025 im Kreditportfolio im Bereich der 

Branche Grundstücks- und Wohnungswesen. In diesem Risikosegment verteilt sich das Risiko 

vergleichsweise granular auf eine hohe Anzahl von Kreditnehmern. 

Insgesamt sind wir der Auffassung, dass unser Kreditportfolio sowohl nach Branchen und 

Größenklassen als auch nach Ratingklassen gut diversifiziert ist.  

Risikovorsorgemaßnahmen sind für alle Engagements vorgesehen, bei denen nach umfassender 

Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Kreditnehmer davon ausgegangen werden kann, dass 

es voraussichtlich nicht mehr möglich sein wird, alle fälligen Zins- und Tilgungszahlungen gemäß den 

vertraglich vereinbarten Kreditbedingungen zu vereinnahmen. Bei der Bemessung der Risiko-

vorsorgemaßnahmen werden die voraussichtlichen Realisationswerte der gestellten Sicherheiten 

berücksichtigt. Für latente Risiken im Forderungsbestand wurden Pauschalwertberichtigungen 

gebildet. Der Vorstand wird vierteljährlich über die Entwicklung der Strukturmerkmale des 

Kreditportfolios, die Einhaltung der Limite und die Entwicklung der notwendigen Vorsorge-

maßnahmen für Einzelrisiken schriftlich unterrichtet. Eine ad-hoc-Berichterstattung ergänzt bei 

Bedarf das standardisierte Verfahren.  

Entwicklung der Risikovorsorge: 

Art der  
Risikovorsorge 

Anfangsbestand  
per 01.01.2025 

Zuführung Auflösung Verbrauch 
Endbestand  

per 31.12.2025 

  TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR 
Einzelwert-
berichtigungen 

16.587 2.776 3.160 254 15.949 

Rückstellungen 430 107 297 0 240 
Pauschalwert-
berichtigungen 

4.043 30 0 0 4.073 

Gesamt 21.060 2.913 3.457 254 20.262 
 



 

Das Verfahren für die Bildung der Pauschalwertberichtigung ist im Anhang erläutert.  

Adressenrisiko im Eigengeschäft 

Das Adressenrisiko im Eigengeschäft umfasst die Gefahr eines Verlustes, der aus einem drohenden 

bzw. vorliegenden Zahlungsausfall eines Emittenten oder eines Kontrahenten (Ausfallrisiko) 

resultieren kann.  

Ebenso besteht die Gefahr, dass sich im Zeitablauf die Bonitätseinstufung (Rating) des Schuldners 

ändert und damit ein möglicherweise höherer Spread gegenüber der risikolosen Zinskurve 

berücksichtigt werden muss (Migrationsrisiko). Dabei unterteilt sich das Kontrahentenrisiko in ein 

Wiedereindeckungs-, ein Vorleistungs- und ein Erfüllungsrisiko. 

Zudem gibt es im Eigengeschäft das Risiko, dass die tatsächlichen Restwerte der Emissionen bei 

Ausfall von den prognostizierten Werten abweichen.  

Ferner beinhalten Aktien eine Adressenrisikokomponente. Diese besteht in der Gefahr einer negativen 

Wertveränderung aufgrund von Bonitätsverschlechterung oder Ausfall des Aktienemittenten. 

Die Steuerung des Adressenrisikos des Eigengeschäfts erfolgt entsprechend der festgelegten 

Strategie unter besonderer Berücksichtigung der Größenklassenstruktur, der Bonitäten, der Branchen 

sowie des Risikos der Engagements. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

· Festlegung von Limiten je Partner (Emittenten- und Kontrahentenlimite) 

· Regelmäßige Bonitätsbeurteilung der Vertragspartner anhand von externen Ratingeinstufungen 

sowie eigenen Analysen 

· Berechnung des Adressenrisikos für die Risikotragfähigkeit in der ökonomischen Perspektive mit 

dem Kreditrisikomodell CPV 

· Berechnung des Adressenrisikos für die Risikotragfähigkeit in der normativen Perspektive mit GBS 

· Kauf von Anleihen, deren Rating ausschließlich im Bereich des Investment Grades liegen 

· Keine Direktanlagen in Fremdwährung möglich 

· Geschäftstätigkeit grundsätzlich ausschließlich mit Emittenten und Kontrahenten innerhalb der EU 

Die Eigengeschäfte umfassen zum Bilanzstichtag ein Volumen von 201,4 Mio. EUR. Die Positionen sind 

dabei Schuldverschreibungen und Anleihen (155,7 Mio. EUR), Schuldscheindarlehen (10,1 Mio. EUR) 

und sonstige Investmentfonds (35,6 Mio. EUR). 

Das Länderrisiko ist für die Sparkasse von untergeordneter Bedeutung. 

Die direkt durch die Sparkasse gehaltenen Wertpapiere verfügen ausnahmslos über ein Rating im 

Bereich des Investmentgrads. Keine Ratings liegen bei Anteilen an Investmentfonds vor. 

Innerhalb des Adressenrisikos im Eigengeschäft bestehen keine Risikokonzentrationen. 



 

Marktpreisrisiko 

Das Marktpreisrisiko wird definiert als Verlust in einer bilanziellen oder außerbilanziellen Position, 

welcher sich aus der unerwarteten negativen Veränderung von Risikofaktoren ergibt. 

Die Steuerung der Marktpreisrisiken erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie unter besonderer 

Berücksichtigung der festgelegten Limite. 

Zinsänderungsrisiko 

Das Zinsänderungsrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder 

außerbilanziellen Position, welcher sich aus einer unerwarteten negativen Veränderung der 

risikolosen Zinskurve ergibt. In der periodischen Sicht bzw. in der normativen Perspektive können 

sich Veränderungen im Zinsüberschuss, im Bewertungsergebnis Wertpapiere sowie einer Bildung 

bzw. Veränderung einer Drohverlustrückstellung im Rahmen der verlustfreien Bewertung des 

Bankbuchs gemäß IDW RS BFA 3 n. F. ergeben. Schwankungen im Zinskonditionsbeitrag sind in die 

Betrachtung des Zinsänderungsrisikos in der normativen Perspektive integriert. Bestandteile des 

Zinsänderungsrisikos sind das Fristentransformations- und das Basisrisiko. 

Das Fristentransformationsrisiko entsteht aus der Fristentransformation der Geschäfte und der 

Veränderung der Zinskurve. Bei der Veränderung kann es sich z. B. um eine parallele Verschiebung 

oder eine Drehung handeln, d. h. die Kurve wird flacher oder steiler. Die Veränderung kann sich auf 

die gesamte Kurve auswirken oder auf Teile davon.  

Das Basisrisiko entsteht, wenn sich die Zinssätze an den identischen (oder annähernd gleichen) 

Stützstellen unterschiedlicher Zinskurven unterschiedlich entwickeln. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

· Periodische Steuerung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis verschiedener 

Zinsszenarien mittels der von der SR entwickelten IT-Anwendungen „MPR“ und „GBS“, Betrachtung 

des laufenden Geschäftsjahres und der fünf Folgejahre bei der Bestimmung der Auswirkungen auf 

das handelsrechtliche Ergebnis. 

· Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis des Varianz-Kovarianz-Ansatzes 

(Delta-Gamma-Ansatz) mittels der von der SR entwickelten IT-Anwendung „MPR“. 

· Steuerung des wertorientierten Zinsänderungsrisikos auf Basis des Varianz-Kovarianz-Ansatzes. 

Der VaR wird mit einer Haltedauer von 90 Tagen mit einem Konfidenzniveau von 95,0% berechnet. 

Zur Beurteilung des Zinsänderungsrisikos orientiert sich die Sparkasse an einer definierten 

Benchmark (angelehnt an die Struktur des gleitenden 10-Jahresdurchschnitts). Abweichungen 

zeigen ggf. einen Bedarf an Steuerungsmaßnahmen auf und dienen als zusätzliche Information für 

zu tätigende Neuanlagen, Verkäufe bzw. Absicherungen. Darüber hinaus wird die Kennzahl 

Zinsbuchhebel betrachtet.  

· Ermittlung der wertorientierten Perspektive SOT EVE (Supervisory Outlier Test Economic Value of 

Equity) und ertragsorientierten Perspektive SOT NII (Supervisory Outlier Test Net Interest Income). 

Zur Steuerung von Zinsänderungsrisiken wurden neben bilanzwirksamen Instrumenten in Form 

langfristiger Refinanzierungen auch derivative Finanzinstrumente in Form von Zinsswaps eingesetzt 

(vgl. Angaben im Anhang zum Jahresabschluss).  



 

Die Sparkasse berechnet in der wertorientierten Perspektive die aufsichtlichen sechs IRRBB-Szenarien 

(Interest Rate Risk in the Banking Book). Die Barwertveränderungen zum 31.12.2025 bewegen sich 

gemäß dem Meldebogen J01.00 EUR zwischen -36,3 Mio. EUR bzw. -18,85 % des Kernkapitals (+200 

Basispunkte) und +39,5 Mio. EUR bzw. +20,52% des Kernkapitals (-200 Basispunkte). 

In der ertragsorientierten Perspektive, in der der Nettozinsertrag aus den beiden Zinsschock-

szenarien von + bzw. – 200 Basispunkte mit einem Basisszenario gleichbleibender Zinsen verglichen 

wird, ergeben sich zum 31.12.2025 Auswirkungen in Höhe von -1,8 Mio. EUR bzw. -0,94 % des 

Kernkapitals (-200 Basispunkte) und -1,2 Mio. EUR bzw. -0,63 % des Kernkapitals (+200 Basispunkte). 

Innerhalb der Zinsänderungsrisiken bestehen keine Risikokonzentrationen. 

Spreadrisiko 

Das Spreadrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder außerbilan-

ziellen Position, welcher sich aus der Veränderung von Spreads (Marktkreditspread, 

Marktliquiditätsspread) bei gleichbleibendem Rating ergibt. Dabei wird unter einem Spread die 

Differenz zwischen einer risikobehafteten zu einer risikolosen Zinskurve verstanden. Der Spread ist 

unabhängig von der zu Grunde liegenden Zinskurve zu sehen, d. h. ein Spread in einer anderen 

Währung wird analog einem Spread in Euro behandelt.  

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

· Periodische Steuerung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis von Spreadklassen und 

verschiedenen Szenarien für Spreadveränderungen mittels der IT-Anwendung GBS. 

· Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis des Varianz-Kovarianz-Ansatzes 

(Delta-Gamma-Ansatz) mittels der IT-Anwendung Marktpreisrisiko (MPR). 

· Normative und ökonomische Sensitivitätsanalysen zu Spreadveränderungen mittels der IT-

Anwendungen MPR, Refinanzierungskostenrisiko (RKR) und GBS. 

Immobilienrisiko 

Das Immobilienrisiko wird definiert als die Gefahr eines Verlustes in einer bilanziellen oder 

außerbilanziellen Position, welcher sich aus der Veränderung von Marktwerten aus Immobilien ergibt. 

Immobilieninvestitionen umfassen sowohl Direktinvestitionen (Renditeobjekte, Rettungserwerb) als 

auch indirekte Investitionen (Immobilienfonds, Beteiligungen in Immobiliengesellschaften).  

In der normativen Perspektive umfasst das Immobilienrisiko darüber hinaus das Mietertragsrisiko aus 

eigenen, fremdgenutzten Immobilien.  

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

· Periodische Ermittlung und normative Perspektive: Berechnungen auf Basis verschiedener 

Szenarien. 

· Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis des Varianz-Kovarianz-Ansatzes 

(Delta-Normal-Ansatz) mittels der IT-Anwendung „caballito“. 

Immobilien im Eigenbestand und Immobilienfonds werden in einem überschaubaren Umfang 

gehalten. Besondere Risiken sind aus den Anlagen derzeit nicht erkennbar.  



 

Beteiligungsrisiko 

Das Beteiligungsrisiko umfasst die Gefahr eines Verlustes durch eine negative Wertänderung einer 

Beteiligung. 

Je nach Beteiligungsart unterscheidet man nach dem Risiko aus strategischen Beteiligungen, 

Funktionsbeteiligungen und Kapitalbeteiligungen. 

Die Steuerung der Beteiligungsrisiken erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie.  

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

· Rückgriff auf das Beteiligungscontrolling des SVN für die Verbundbeteiligungen 

· In der normativen Perspektive wird die GuV-Auswirkung auf Basis einer Szenarioanalyse 

berücksichtigt. 

· Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis einer Szenarioanalyse 

· Regelmäßige Auswertung und Beurteilung der Jahresabschlüsse der Beteiligungsunternehmen 

Wertansätze für Beteiligungsinstrumente zum 31.12.2025: 

Gruppen von Beteiligungsinstrumenten Buchwert In Mio. EUR 

Strategische Beteiligungen 7,9 
Funktionsbeteiligungen 1,6 
Kapitalbeteiligungen 0,6 

 

Risikokonzentrationen bestehen im Beteiligungsportfolio nicht. 

Liquiditätsrisiko 

Das Liquiditätsrisiko setzt sich aus dem Zahlungsunfähigkeits- und dem Refinanzierungskostenrisiko 

zusammen. Das Liquiditätsrisiko umfasst in beiden Bestandteilen auch das Marktliquiditätsrisiko. 

Dieses ist das Risiko, dass aufgrund von Marktstörungen oder unzulänglicher Markttiefe Finanztitel an 

den Finanzmärkten nicht zu einem bestimmten Zeitpunkt und/oder nicht zu fairen Preisen gehandelt 

werden können. 

Das Zahlungsunfähigkeitsrisiko stellt die Gefahr dar, Zahlungsverpflichtungen nicht in voller Höhe 

oder nicht fristgerecht nachzukommen. 

Das Refinanzierungskostenrisiko bildet die Gefahr ab, dass die Refinanzierungskosten über der in der 

Planung angesetzten Höhe liegen. Dies kann auf der Schwankung des institutseigenen Spreads (in der 

normativen Perspektive) sowie aus der unerwarteten Veränderung der Refinanzierungsstruktur 

beruhen. 

Das Refinanzierungskostenrisiko in der ökonomischen Perspektive basiert auf dem Liquiditätsbarwert. 

In der normativen Perspektive wird die GuV-Auswirkung des Refinanzierungskostenrisikos in Form 

höherer Zinsaufwendungen abgebildet. Aufgrund des Einflusses von Bilanzbeständen und der 

Zinsentwicklung wird das Refinanzierungskostenrisiko zusammen mit dem Zinsänderungsrisiko 

betrachtet. 



 

Die Steuerung des Liquiditätsrisikos erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

· Regelmäßige Ermittlung, Überwachung und Prognose der LCR (Liquidity Coverage Ratio) 

· Regelmäßige Ermittlung, Überwachung und Beurteilung der erwarteten künftigen Entwicklung der 

strukturellen Liquiditätsquote (Net Stable Funding Ratio, NSFR) 

· Regelmäßige Ermittlung der Survival Period und Festlegung einer Risikotoleranz mittels der von 

der SR entwickelten IT-Anwendung „SVP-Rechner“ 

· Diversifikation der Vermögens- und Kapitalstruktur 

· Regelmäßige Erstellung von Liquiditätsübersichten auf Basis einer hausinternen 

Liquiditätsplanung, in der die erwarteten Mittelzuflüsse den erwarteten Mittelabflüssen 

gegenübergestellt werden 

· Tägliche Disposition der laufenden Konten 

· Liquiditätsverbund mit Verbundpartnern der Sparkassenorganisation 

· Definition eines sich abzeichnenden Liquiditätsengpasses sowie eines Notfallplans 

· Erstellung einer Refinanzierungsplanung 

· Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis des Varianz-Kovarianz-Ansatzes 

mittels der von der SR entwickelten IT-Anwendung RKR 

Unplanmäßige Entwicklungen, wie z. B. vorzeitige Kündigungen sowie Zahlungsunfähigkeit von 

Geschäftspartnern, werden dadurch berücksichtigt, dass im Rahmen der Risiko- und Stressszenarien 

sowohl ein Abfluss von Kundeneinlagen als auch eine erhöhte Inanspruchnahme offener Kreditlinien 

simuliert wird.  

Die Survival Period der Sparkasse zum 31. Dezember 2025 beträgt 4 Monate. 

Beim Liquiditätsrisiko liegen keine Risikokonzentrationen vor. 

Die Zahlungsfähigkeit der Sparkasse war im Geschäftsjahr jederzeit gegeben. 

Operationelles Risiko 

Das operationelle Risiko bedeutet die Gefahr eines Verlustes durch Schäden, die in Folge der 

Unangemessenheit oder des Versagens von internen Verfahren, Mitarbeitenden, der internen 

Infrastruktur oder in Folge externer Einflüsse eintreten.  

Die Steuerung der operationellen Risiken erfolgt entsprechend der festgelegten Strategie. 

Der Risikomanagementprozess umfasst folgende wesentliche Elemente: 

· Regelmäßige (jährliche) Schätzung von operationellen Risiken auf Basis der szenariobezogenen 

Schätzung von risikorelevanten Verlustpotenzialen aus der IT-Anwendung “OpRisk-Szenarien“ 

· Systematische Sammlung und Analyse eingetretener Schadensfälle in einer Schadensfalldatenbank 

· Periodische Steuerung und normative Perspektive: Abbildung im Plan- und adversen Szenario 



 

· Ökonomische Perspektive: Ermittlung des Value-at-Risk auf Basis IT-Anwendung OpRisk-

Schätzverfahren Hierbei stellt die SR Risikoparameter bereit, die aus eingetretenen Schäden von 

Sparkassen abgeleitet wurden. 

· Erstellung von Notfallplänen, insbesondere im Bereich der IT  

Risikokonzentrationen bestehen bei den operationellen Risiken nicht. 

Gesamtbeurteilung der Risikolage 

Die Sparkasse verfügt über ein dem Umfang der Geschäftstätigkeit entsprechendes System zur 

Steuerung, Überwachung und Kontrolle der vorhandenen Risiken gemäß § 25a KWG. Mit den 

eingerichteten Risikosteuerungs- und -controllingprozessen können die wesentlichen Risiken 

frühzeitig identifiziert und gesteuert sowie relevante Informationen an die zuständigen 

Entscheidungsträger weitergeleitet werden. 

In 2025 bewegten sich die Risiken jederzeit innerhalb der vom Vorstand vorgegebenen Limite. Das 

Risikotragfähigkeitslimit (ökonomische Perspektive) war am Bilanzstichtag mit 78,08 % ausgelastet. 

Die Mindestanforderungen an die Einhaltung aufsichtlicher Kenngrößen der normativen Perspektive 

der Risikotragfähigkeit wurden sowohl im Planszenario als auch unter Berücksichtigung adverser 

Entwicklungen vollständig erfüllt. Demnach war und ist die Risikotragfähigkeit derzeit gegeben. Die 

durchgeführten Stresstests zeigen, dass auch außergewöhnliche Ereignisse durch das vorhandene 

Risikodeckungspotenzial abgedeckt werden können. 

Bestandsgefährdende Risiken sind nicht erkennbar. Risiken der künftigen Entwicklung bestehen durch 

die Regulatorik, in starken Zinsanstiegen (Drohverlustrückstellung gemäß IDW RS BFA 3 n.F.) und im 

Fall einer durch eine sich weiter eintrübenden Konjunktur belasteten Ertragslage.  

Derzeit beurteilen wir unsere Risikolage als ausgewogen. Allerdings können sich aus dem Nahost-

Konflikt Auswirkungen auf die Risikolage der Sparkasse ergeben. 

Chancenbericht 

Mit der Unternehmens- und Umweltanalyse (SWOT-Analyse) werden Chancen und Risiken des 

Umfeldes aus regionaler und überregionaler Sichtweise dargestellt und bewertet. Die Analyse ist in 

den jährlichen Strategieüberprüfungsprozess integriert. Insgesamt gehen wir davon aus, dass bei der 

Umweltanalyse die Chancen aktuell überwiegen. 

Chancen sehen wir vor allem in einer besser als erwartet laufenden Konjunktur, die insbesondere die 

Nachfrage nach Wohnungen, energetischen Sanierungen und damit die Bautätigkeit stärker als 

prognostiziert ankurbeln könnte. Dies würde zu einer stärkeren Kreditnachfrage und einem Anstieg 

des Zinsüberschusses führen. 

Chancen erwarten wir aus Investitionen in zukunftsweisende Informationstechnologien und den 

vermehrten Einsatz digitaler Standards. 



 

Chancen wollen wir nutzen, indem wir, neben der bestehenden Filialpräsenz in der Fläche, die 

angebotenen SB-Technik das Multikanalbanking, Internetbanking-Angebote und digitale Vertriebs-

kanäle weiter ausbauen. 

Darüber hinaus sehen wir durch eine weitere Intensivierung der Arbeitsteilung mit unseren 

Verbundpartnern in der Sparkassenorganisation die Möglichkeit, dem Wettbewerbs- und 

Rentabilitätsdruck zu begegnen. Zudem arbeiten wir laufend daran, unsere Prozesse zu optimieren. 

Prognosebericht 

Etwas Wachstum in Aussicht – aber hauptsächlich wegen der finanzpolitischen Stimulanz 

Die Hoffnung auf eine wirtschaftliche Erholung nach den schwachen Jahren liegt erneut in dem neu 

angebrochenen Jahr. Tatsächlich gehen die meisten Prognosen für 2026 und auch für 2027 von 

nennenswert positiven Wachstumsraten in Deutschland aus. Diese und die folgenden Prognosen 

wurden vor dem derzeitigen Nahost-Konflikt erstellt. 

Die „Gemeinsame Prognose“ von zehn Chefvolkswirten der Sparkassen Finanzgruppe geht für 2026 

konkret von einer Wachstumsrate von 1,0 % in Deutschland aus. Das sieht auf den ersten Blick recht 

dynamisch aus. Doch ist bei der Bewertung dieses Wachstumstempos zu bedenken, dass einige 

Feiertage 2026 eher arbeitgeberfreundlich liegen. Daraus ergibt sich ein Arbeitstageeffekt, der allein 

schon für 0,3 Prozentpunkte verantwortlich zeichnet. Die „Gemeinsame Prognose“ schätzt zudem, 

dass weitere 0,4 Prozentpunkte des Wachstums direkt auf die staatlichen Mehrausgaben 

zurückzuführen sind. Echte angesprungene Dynamik eines sich selbst tragenden Wachstums ist mit 

dem verbleibenden überschaubaren Rest bisher noch nicht auszumachen. Die Erwartungen gehen 

auch dahin, dass Zuwächse stärker erst in der zweiten Jahreshälfte einsetzen werden. 

Immerhin geht die Chefvolkswirteprognose davon aus, dass auch 2027 weiter positiv verlaufen wird. 

Grund sind die dann mutmaßlich in vollem Ausgabentempo laufenden Programme für Infrastruktur 

und Verteidigung. Die große Frage bleibt, wie es danach weitergeht, ob die deutsche Volkswirtschaft 

2028 nach einem Strohfeuer wieder zurückfällt oder ob dann neue Wachstumskraft dauerhaft 

wiederhergestellt ist. Deshalb bleibt die Mahnung zu Strukturreformen besonders wichtig. 

Erholung diesmal nicht vom Außenhandel getragen 

Anders als in früheren Erholungszyklen üblich dürfte ein potenzielles Aufleben der Konjunktur 

Deutschlands 2026 und 2027 nicht vom Außenhandel getragen sein. Vielmehr bleibt dieser eine 

Bürde. Das handelspolitische Umfeld bleibt unfreundlich und angespannt, wie die neuerlichen 

Zuspitzungen seit dem Erheben der US-Ansprüche gegenüber Grönland und der andauernde Zollstreit 

mit unsicherem Ausgang zeigen. Umso wichtiger und erfreulicher ist die Anfang 2026 nach 

langjährigen Verhandlungen endlich erfolgte Unterzeichnung des Mercosur-Abkommens der EU mit 

der südamerikanischen Ländergruppe (die Ratifizierung des Parlaments steht noch aus). Es setzt ein 

bewusstes Gegenzeichen gegen die abschottende US-Politik und schafft einen großen 

Freihandelsraum mit 800 Mio. Einwohnern. Das schafft vor allem langfristig neue Chancen für 

produktivitätssteigernde Arbeitsteilung und Wohlstandsgewinn. 



 

Allerdings hat die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie in den letzten Jahren so deutlich 

gelitten, dass sie auch in den kommenden Jahren nicht so schnell wiederhergestellt werden kann. Die 

„Gemeinsame Prognose“ geht 2026 von nur stagnierenden Exporten und erst 2027 leichten 

Zuwächsen aus. Bei gleichzeitig deutlich steigenden Importen bleibt der Außenhandel somit eine 

rechnerische Belastung für das BIP. 

Der private Konsum dürfte das Wachstum dagegen 2026 mit einer dem BIP vergleichbaren Rate 

begleiten. Die Sparquote erwarten die Chefvolkswirte in etwa konstant. Steigende Staatsausgaben und 

sich etwas erholende Investitionen dürften die Haupttreiber des Wachstums 2026 sein. 

Mit einem prognostizierten 3,7 % des BIP ausmachenden staatlichen Finanzierungsdefizit würde 

Deutschland 2026 und in ähnlicher Höhe wohl auch 2027 die Maastricht-Kriterien verletzen. Die 

nationalen Regeln der Schuldenbremse sind zwar verändert worden bzw. werden mit den 

Sondervermögensfonds umgangen. Die europäischen Regeln, wenngleich ebenfalls in der Diskussion 

und in den letzten Jahrzehnten nicht konsequent durchgesetzt, sind modifiziert aber weiterhin in 

Kraft. Hieran muss jetzt weiter gearbeitet werden, dass die nationalen und die europäischen 

Verschuldungsregeln wieder stärker im Einklang miteinander stehen. 

Der Wachstumsverlauf 2026 dürfte den Prognosen nach immerhin genügen, um den deutschen 

Arbeitsmarkt stabil zu halten. Es ist von einem Einpendeln der Erwerbstätigenzahl um die 46-

Millionen-Marke auszugehen. Die Arbeitslosenquote (in der Definition der Bundesagentur für Arbeit) 

sollte dann weiterhin bei etwa 6,3 % liegen. 

Inflation weiter unter Kontrolle – Seitwärtsbewegung beim Zins erwartet 

Eine gute Nachricht in fast allen derzeit gehandelten Prognosen ist, dass die Preisentwicklung nach 

dem inflationären Ausbruch 2022 und 2023 unter Kontrolle gebracht zu sein scheint. Auch im 

Prognosezeitraum ab 2026 dürften die Jahresraten für die Verbraucherpreise sowohl in Deutschland 

als auch im Euroraum nur knapp über der Zielmarke bei 2 % liegen und das sowohl in der Abgrenzung 

der „Headline“-Inflation für den gesamten gewichteten Warenkorb als auch für die Kernrate unter 

Auskoppelung von Lebensmittel- und Energiepreisen. Die Sonderentwicklungen bei letzteren in den 

vergangenen Jahren scheinen inzwischen in einem neuen Gleichgewicht ausgependelt zu sein. 

Bei einer solchen Entwicklung wie skizziert mit intaktem Wachstum im Euroraum und einer nahe der 

Zielmarke liegenden Inflationsrate besteht für die Europäische Zentralbank wenig Anlass für eine 

Änderung ihrer Geldpolitik. Wir gehen deshalb von einer Seitwärtsbewegung der Leitzinsen auf dem 

Anfang 2026 erreichten Niveau aus. 

Entwicklung der Niedersächsischen Wirtschaft  

Die fiskalischen Impulse dürften im Jahresverlauf 2026 eine zunehmende Wachstumsdynamik in der 

deutschen Wirtschaft entfalten. Auch für die stark industriell geprägte Wirtschaftsstruktur in 

Niedersachsen bedeutet dies zusätzliche Chancen und eine verbesserte Planungssicherheit für 

Unternehmen. Auch die Geldpolitik im Euroraum wirkt für die Realwirtschaft dank ihrer neutralen 

Ausrichtung in diesem Jahr – im Gegensatz zu den Vorjahren – nicht mehr bremsend. Gleichwohl bleibt 

das Umfeld im Lichte von geopolitischen Risiken und Handelskonflikten herausfordernd.  



 

Insgesamt ist für 2026 eine moderate Erholung wahrscheinlich, getragen von Investitionsprogrammen 

und einer wieder anziehenden Binnenkonjunktur. Mit Blick auf 2026 hängt vieles davon ab, wie schnell 

und effizient die Projekte aus dem Sondervermögen in die Umsetzung kommen können. Entscheidend 

wird sein, dass der Funke von der Ausweitung der öffentlichen Investitionen möglichst zügig und 

umfassend auch auf die private Investitionstätigkeit überspringt.  

Zusammenfassend rechnen wir für die deutsche Wirtschaft insgesamt für das Jahr 2026 mit einem 

realen BIP-Wachstum von 1,0%. Für Niedersachsen erwarten wir angesichts der vorstehenden 

Ausführungen ein Wachstum der realen Wirtschaftsleistung ebenfalls von 1,0 %. 

Rahmenbedingungen 

Die nachfolgenden Einschätzungen haben Prognosecharakter. Sie stellen die sparkassenseitigen 

Einschätzungen der wahrscheinlichsten künftigen Entwicklung auf Basis der uns zum Zeitpunkt der 

Erstellung des Lageberichts zur Verfügung stehenden Informationen dar. Da Prognosen mit 

Unsicherheit behaftet sind bzw. sich durch die Veränderungen der zu Grunde liegenden Annahmen als 

unzutreffend erweisen können, ist es möglich, dass die tatsächlichen künftigen Ergebnisse 

gegebenenfalls deutlich von den zum Zeitpunkt der Erstellung des Lageberichts getroffenen 

Erwartungen über die voraussichtlichen Entwicklungen abweichen. 

Der Prognosezeitraum umfasst das auf den Bilanzstichtag folgende Geschäftsjahr. 

Als Risiken im Sinne des Prognoseberichts werden künftige Entwicklungen oder Ereignisse gesehen, 

die zu einer für die Sparkasse negativen Prognose- bzw. Zielabweichung führen können. 

Als Chancen im Sinne des Prognoseberichts werden künftige Entwicklungen oder Ereignisse gesehen, 

die zu einer für die Sparkasse positiven Prognose- bzw. Zielabweichung führen können. 

Mögliche Auswirkungen der geopolitischen Risiken haben wir im Einklang mit unserem internen 

Reporting bei der Ermittlung der Prognosen für das Geschäftsjahr 2026 berücksichtigt. Die Folgen aus 

der derzeitigen Situation in Nahost dürften sich voraussichtlich ebenfalls dämpfend auswirken und 

lassen sich gegenwärtig noch nicht abschließend beurteilen. 

Vor diesem Hintergrund sind Abweichungen unserer Geschäftsplanung, insbesondere bei den 

geplanten Kreditausfällen und den Bewertungsergebnissen im Bereich der Eigenanlagen, nicht 

auszuschließen. 

Geschäftsentwicklung 

Abgeleitet aus der Wirtschaftsentwicklung des Jahres 2025 und den Erwartungen für 2026 rechnen wir 

mit einer leichten Steigerung für unser Kundenkreditgeschäft. 

Im Einlagengeschäft setzt sich der über Konditionen geführte Wettbewerb fort. Vor dem Hintergrund 

der erwarteten konjunkturellen Entwicklung erwarten wir für 2026 ein leichtes Wachstum der 

Kundeneinlagen. 

Bei der durchschnittlichen Bilanzsumme erwarten wir aufgrund der Entwicklung im Kredit- und 

Einlagengeschäft für das Folgejahr einen geringen Anstieg auf 2.082,0 Mio. EUR. 



 

Im Dienstleistungsgeschäft gehen wir für 2026 aufgrund der aktuellen konjunkturellen 

Voraussetzungen von einem Ergebnis auf Vorjahresniveau aus. 

Finanzlage 

Aufgrund unserer vorausschauenden Finanzplanung gehen wir davon aus, dass auch im 

Prognosezeitraum die Zahlungsfähigkeit gewährleistet ist und die bankaufsichtlichen Anforderungen 

eingehalten werden können. 

Für das Jahr 2026 sind weiterhin größere Investitionen für Gebäudeumbauten/-modernisierungen und 

weitere Investitionen in technische Ausstattung geplant. 

Ertrags- und Vermögenslage 

Wir rechnen aufgrund der Entwicklung der Zinsstrukturkurve in Verbindung mit dem Zinsniveau mit 

einem um 3,0 Mio. EUR stark steigenden Zinsüberschuss. In der aktuellen Prognose reduziert sich das 

Derivateergebnis deutlich. Sowohl im Zinsertrag als auch im Zinsaufwand wird eine starke Steigung 

erwartet.  

Beim Provisionsüberschuss gehen wir für das Jahr 2026 von einem geringen Anstieg um 0,2 Mio. EUR 

aus. Der Provisionsertrag bleibt mit 17,6 Mio. EUR auf Vorjahresniveau. 

Trotz unseres Kostenmanagements wird der Verwaltungsaufwand in % der DBS von 1,95 % auf 2,02 % 

steigen. Die tendenziell steigenden Personalkosten wollen wir durch ein stringentes 

Personalmanagement in Grenzen halten. Für 2026 erwarten wir vorerst noch einen spürbaren Anstieg 

des Personalaufwandes um 3,7 %. In den Sachkosten wirken sich auch verschiedene Projekte aus, 

welche mittel- bis langfristig nachhaltige Einsparungen erwarten lassen. Unter anderem durch die 

erwähnten Investitionen in Gebäude und Technik wird zwischenzeitlich mit einem Anstieg der 

Sachkosten für das Jahr 2026 um 7,7 % gerechnet. 

Insgesamt ergibt sich unter Berücksichtigung der vorgestellten Annahmen für das Jahr 2026 ein gutes 

Betriebsergebnis vor Bewertung mit einer Steigerung um 5,9 % im Vergleich zum Vorjahr. 

Das Bewertungsergebnis im Kreditgeschäft ist aufgrund der konjunkturellen Entwicklung nur mit 

großen Unsicherheiten zu prognostizieren. Bei der Risikovorsorge für das Kreditgeschäft erwarten wir 

trotz einer weiterhin verstärkt risikoorientierten Kreditgeschäftspolitik ein insgesamt negatives 

Bewertungsergebnis in Höhe von 5,4 Mio. €. 

Aus den eigenen Wertpapieren sowie den weiteren Eigenanlagen in Aktien- und Immobilienfonds 

rechnen wir aufgrund einer konservativen Anlagepolitik mit einem per Saldo positiven 

Bewertungsergebnis. 

Für das sonstige Bewertungsergebnis erwarten wir derzeit keine Belastung. Zukünftig können Risiken 

in unserem Beteiligungsportfolio nicht ausgeschlossen werden. 

Bei der CIR erwarten wir für 2026 ein Verhältnis von 69,5 % und damit einen leicht niedrigeren Wert. 

Die prognostizierte Entwicklung der Ertragslage ermöglicht eine weitere Stärkung der Eigenmittel. Die 

intern festgelegte Mindest-Gesamtkapitalquote in Höhe von 14,00 %, die oberhalb des 

vorgeschriebenen Mindestwerts nach Art. 92 CRR in Höhe von 8,0 % zuzüglich der kombinierten 



 

Kapitalpufferanforderungen gem. § 10i KWG und des SREP-Zuschlags liegt, wird mit einem zum 

Jahresende 2026 geplanten Wert von 14,29 % überschritten. 

Die intern festgelegte Verschuldungsquote soll über der aufsichtlichen Mindestanforderung von 3,0 % 

liegen und wird zum 31. 12.2026 mit 9,5 % geplant. 

Insbesondere bei einer zunehmenden konjunkturellen Abschwächung könnten sich gleichwohl 

weitere Belastungen für die künftige Ergebnis- und Kapitalentwicklung ergeben. 

Des Weiteren können sich aufgrund regulatorischer Verschärfungen für die Finanzwirtschaft 

(Vereinheitlichung der Einlagensicherung, Basel III-Regelungen, Meldewesen, etc.) weitere 

Belastungen ergeben, die sich auf die Ergebnis- und Kapitalentwicklung der Sparkasse negativ 

auswirken können. 

Gesamtaussage 

Die Prognose für das Geschäftsjahr 2026 lässt insgesamt erkennen, dass das hinsichtlich 

Wettbewerbssituation und Zinslage schwieriger werdende Umfeld auch an der Sparkasse nicht spurlos 

vorübergeht. 

Bei der prognostizierten Entwicklung der Ertragslage sollte dennoch eine weitere Stärkung der 

Eigenmittel gesichert sein. 

Unsere Perspektiven für das Geschäftsjahr 2026 beurteilen wir in Bezug auf die aufgezeigten Rahmen-

bedingungen unter Berücksichtigung der von uns erwarteten Entwicklung der Rahmenbedingungen 

und unserer bedeutsamsten finanziellen Leistungsindikatoren zusammengefasst als 

zufriedenstellend. 

Aufgrund unserer vorausschauenden Finanzplanung gehen wir daher davon aus, dass auch im 

Prognosezeitraum die Risikotragfähigkeit und die Einhaltung aller bankaufsichtlichen Kennziffern 

durchgängig gewährleistet sind. 

Die Auswirkungen aus den geopolitischen Konflikten können die Chancen und Risiken der künftigen 

Entwicklung hinsichtlich des Eintreffens der für die bedeutsamsten Leistungsindikatoren getroffenen 

Prognosen, ggf. über das bereits in unserem internen Reporting enthaltene Ausmaß hinaus negativ 

beeinflussen. Ebenso lassen sich die Auswirkungen aus der derzeitigen Situation in Nahost 

gegenwärtig noch nicht abschließend beurteilen und können zu einer abweichenden Einschätzung 

führen. Die Prognosen können mögliche Veränderungen daher noch nicht berücksichtigen. 
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Sparkasse Stade-Altes Land

Aktivseite Jahresbilanz zum 31. Dezember 2025
31.12.2024

EUR EUR EUR TEUR
1. Barreserve

a) Kassenbestand 10.513.266,23 9.834
b) Guthaben bei der Deutschen Bundesbank 14.052.692,28 13.994

24.565.958,51 23.828
2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, die zur Refinanzierung

bei der Deutschen Bundesbank zugelassen sind
a) Schatzwechsel und unverzinsliche  Schatzanweisungen

sowie ähnliche Schuldtitel öffentlicher Stellen 0,00 0
b) Wechsel 0,00 0

0,00 0
3. Forderungen an Kreditinstitute

a) täglich fällig 137.255.974,67 110.530
b) andere Forderungen 10.252.395,14 10.395

147.508.369,81 120.924
4. Forderungen an Kunden 1.668.263.678,74 1.639.817

darunter:
durch Grundpfandrechte gesichert 877.241.395,26 EUR ( 874.179 )
Kommunalkredite 10.797.803,58 EUR ( 10.763 )

5. Schuldverschreibungen und andere
festverzinsliche Wertpapiere
a) Geldmarktpapiere

aa) von öffentlichen Emittenten 0,00 0
ab) von anderen Emittenten 0,00 0

0,00 0
b) Anleihen und Schuldverschreibungen

ba) von öffentlichen Emittenten 114.768.965,29 147.933
darunter:
beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 114.768.965,29 EUR ( 147.933 )

bb) von anderen Emittenten 40.906.437,67 31.083
darunter:
beleihbar bei der Deutschen
Bundesbank 24.994.541,78 EUR ( 15.000 )

155.675.402,96 179.016
c) eigene Schuldverschreibungen 0,00 0

Nennbetrag 0,00 EUR ( 0 )
155.675.402,96 179.016

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 35.630.396,30 34.097
6a. Handelsbestand 0,00 0
7. Beteiligungen 7.892.111,42 5.148

an Kreditinstituten 38.346,89 EUR ( 38 )
8. Anteile an verbundenen Unternehmen 1.600.000,00 1.600
9. Treuhandvermögen 4.305.795,64 4.811

darunter:
Treuhandkredite 4.305.795,64 EUR ( 4.811 )

10. Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand einschließlich
Schuldverschreibungen aus deren Umtausch 0,00 0

11. Immaterielle Anlagewerte
a) Selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte

und ähnliche Rechte und Werte 0,00 0
b) entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche

Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte
sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 33.122,00 47

c) Geschäfts- oder Firmenwert 0,00 0
d) geleistete Anzahlungen 0,00 0

33.122,00 47
12. Sachanlagen 13.906.175,84 13.579
13. Sonstige Vermögensgegenstände 5.046.476,33 5.002
14. Rechnungsabgrenzungsposten 547.935,62 668

Summe der Aktiva 2.064.975.423,17 2.028.537



Sparkasse Stade-Altes Land

Passivseite
31.12.2024

EUR EUR EUR TEUR
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

a) täglich fällig 42.539,78 45
b) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 338.200.873,79 330.860

338.243.413,57 330.905
2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden

a) Spareinlagen
aa) mit vereinbarter Kündigungsfrist

von drei Monaten 211.277.699,04 240.985
ab) mit vereinbarter Kündigungsfrist

von mehr als drei Monaten 10.194.931,10 10.269
221.472.630,14 251.254

b) andere Verbindlichkeiten
ba) täglich fällig 1.099.493.148,38 1.027.910
bb) mit vereinbarter Laufzeit oder Kündigungsfrist 172.194.929,26 190.250

1.271.688.077,64 1.218.160
1.493.160.707,78 1.469.414

3. Verbriefte Verbindlichkeiten
a) begebene Schuldverschreibungen 0,00 0
b) andere verbriefte Verbindlichkeiten 0,00 0

0,00 0
3a. Handelsbestand 0,00 0
4. Treuhandverbindlichkeiten 4.305.795,64 4.811

darunter:
Treuhandkredite 4.305.795,64 EUR ( 4.811 )

5. Sonstige Verbindlichkeiten 4.467.033,55 3.369
6. Rechnungsabgrenzungsposten 795.820,00 868
7. Rückstellungen

a) Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 15.511.119,00 15.648
b) Steuerrückstellungen 189.642,85 2.193
c) andere Rückstellungen 6.925.565,10 6.715

22.626.326,95 24.555
8. (weggefallen)
9. Nachrangige Verbindlichkeiten 0,00 0

10. Genussrechtskapital 0,00 0
11. Fonds für allgemeine Bankrisiken 90.800.000,00 85.100
12. Eigenkapital

a) gezeichnetes Kapital 0,00 0
b) Kapitalrücklage 0,00 0
c) Gewinnrücklagen

ca) Sicherheitsrücklage 109.515.470,57 108.507
109.515.470,57 108.507

d) Bilanzgewinn 1.060.855,11 1.008
110.576.325,68 109.515

Summe der Passiva 2.064.975.423,17 2.028.537

1. Eventualverbindlichkeiten
a) Eventualverbindlichkeiten aus weitergegebenen abgerechneten Wechseln 0,00 0
b) Verbindlichkeiten aus Bürgschaften und Gewährleistungsverträgen 25.515.284,22 27.719

Über eine weitere, nicht quantifizierbare Eventualverbindlichkeit wird im Anhang berichtet. 
c) Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten 132.677.666,58 127.478

158.192.950,80 155.197
2. Andere Verpflichtungen

a) Rücknahmeverpflichtungen aus unechten Pensionsgeschäften 0,00 0
b) Platzierungs- und Übernahmeverpflichtungen 0,00 0
c) Unwiderrufliche Kreditzusagen 97.011.073,31 82.274

97.011.073,31 82.274



Sparkasse Stade-Altes Land
Gewinn- und Verlustrechnung 1.1.-31.12.2024

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025 EUR EUR EUR TEUR

1. Zinserträge aus 
a) Kredit- und Geldmarktgeschäften 49.063.575,17 49.775

darunter:
abgesetzte negative Zinsen 0,00 EUR ( 0 )
aus der Abzinsung von Rückstellungen 34.403,65 EUR ( 6 )

b) festverzinslichen Wertpapieren 
und Schuldbuchforderungen 3.817.820,40 5.571
darunter:
abgesetzte negative Zinsen 0,00 EUR ( 0 )

52.881.395,57 55.346
2. Zinsaufwendungen 13.238.175,09 16.059

darunter:
abgesetzte positive Zinsen 16.933,32 EUR ( 10 )
aus der Aufzinsung von Rückstellungen 41.271,45 EUR ( 159 )

39.643.220,48 39.287
3. Laufende Erträge aus

a) Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren 1.153.801,23 1.261
b) Beteiligungen 366.459,03 290
c) Anteilen an verbundenen Unternehmen 500.000,00 1.000

2.020.260,26 2.550
4. Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnab-

führungs- oder Teilgewinnabführungsverträgen 0,00 0
5. Provisionserträge 17.362.829,74 16.371
6. Provisionsaufwendungen 1.798.867,92 1.259

15.563.961,82 15.112
7. Nettoertrag oder Nettoaufwand des Handelsbestands 0,00 0
8. Sonstige betriebliche Erträge 776.111,89 1.202
9. (weggefallen)

58.003.554,45 58.152
10. Allgemeine Verwaltungsaufwendungen

a) Personalaufwand
aa) Löhne und Gehälter 21.120.489,33 20.989
ab) Soziale Abgaben und Aufwendungen

für Altersversorgung und für Unterstützung 5.885.851,70 5.444
darunter:
für Altersversorgung 1.753.361,10 EUR ( 1.633 )

27.006.341,03 26.433
b) andere Verwaltungsaufwendungen 14.152.960,18 10.742

41.159.301,21 37.174
11. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf

immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen 1.149.876,03 1.051
12. Sonstige betriebliche Aufwendungen 488.151,52 550
13. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf

Forderungen und bestimmte Wertpapiere sowie
Zuführungen zu Rückstellungen im Kreditgeschäft 4.955.197,62 5.348

14. Erträge aus Zuschreibungen zu Forderungen und
bestimmten Wertpapieren sowie aus der Auflösung
von Rückstellungen im Kreditgeschäft 0,00 0

4.955.197,62 5.348
15. Abschreibungen und Wertberichtigungen auf

Beteiligungen, Anteile an verbundenen Unternehmen
und wie Anlagevermögen behandelte Wertpapiere 0,00 0

16. Erträge aus Zuschreibungen zu Beteiligungen,
Anteilen an verbundenen Unternehmen und wie
Anlagevermögen behandelten Wertpapieren 306.540,88 82

306.540,88 82
17. Aufwendungen aus Verlustübernahme 0,00 0
18. Zuführungen zum Fonds für allgemeine Bankrisiken 5.700.000,00 8.800
19. Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit 4.857.568,95 5.310
20. Außerordentliche Erträge 0,00 0
21. Außerordentliche Aufwendungen 0,00 0
22. Außerordentliches Ergebnis 0,00 0
23. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 3.750.603,85 4.261
24. Sonstige Steuern, soweit nicht unter Posten 12 ausgewiesen 46.109,99 41

3.796.713,84 4.302
25. Jahresüberschuss 1.060.855,11 1.008
26. Gewinnvortrag/Verlustvortrag aus dem Vorjahr 0,00 0

1.060.855,11 1.008
27. Entnahmen aus Gewinnrücklagen

a) aus der Sicherheitsrücklage 0,00 0
b) aus anderen Rücklagen 0,00 0

0,00 0
1.060.855,11 1.008

28. Einstellungen in Gewinnrücklagen
a) in die Sicherheitsrücklage 0,00 0
b) in andere Rücklagen 0,00 0

0,00 0
29. Bilanzgewinn 1.060.855,11 1.008



Anhang 

Vorbemerkung 

Der Jahresabschluss wurde unter Beachtung der Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB) und der Verord-

nung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute und Wertpapierinstitute 

(RechKredV) aufgestellt. Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung richtet sich nach den 

vorgeschriebenen Formblättern.  

 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Die Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden entspricht den allgemeinen Bewertungsvorschriften 

der §§ 252 ff. HGB unter Berücksichtigung der für Kreditinstitute geltenden Sonderregelungen (§§ 340 ff. HGB). 

 

Aktiva 

Forderungen 

Die Forderungen an Kreditinstitute und Kunden (einschließlich Schuldscheindarlehen) wurden mit ihrem Nenn-

wert angesetzt, der Unterschiedsbetrag zwischen dem Nennwert und dem niedrigeren Auszahlungsbetrag wurde 

unter den Rechnungsabgrenzungsposten der Passivseite aufgenommen. Er wird grundsätzlich laufzeit- und kapi-

talanteilig aufgelöst, im Falle von Festzinsvereinbarungen erfolgt die Verteilung auf die Dauer der Festzinsbin-

dung.  

 

Abweichend hiervon werden Disagien, Bearbeitungsgebühren und ähnliche Beträge im Zusammenhang mit sog. 

Weiterleitungsmitteln angesichts der jeweiligen Betragskongruenz zwischen den aktivischen und passivischen 

Unterschiedsbeträgen im Jahr ihres Anfalls vollständig erfolgswirksam erfasst. 

 

Erkennbaren Risiken im Kreditgeschäft wird im Rahmen der turnusmäßigen bzw. anlassbezogenen Kreditüberwa-

chung durch Bildung von Einzelwertberichtigungen und Rückstellungen Rechnung getragen. Die Höhe der Ein-

zelwertberichtigung bemisst sich regelmäßig nach dem Unterschiedsbetrag zwischen der ausfallgefährdeten Kre-

ditforderung und dem erwarteten Realisationswert der gestellten Kreditsicherheiten. 

 

Den latenten Ausfallrisiken wird durch eine pauschale Risikovorsorge in Form von Wertberichtigungen und Rück-

stellungen Rechnung getragen, die wir auf Basis der Stellungnahme IDW RS BFA 7 bewertet haben.  

 

Dabei haben wir mit der in der internen Risikosteuerung eingesetzten Anwendung CreditPortfolioView (CPV) für 

das vorgenannte Kreditportfolio den erwarteten Verlust für einen 12-Monatszeitraum ohne Anrechnung einer Bo-

nitätsprämie berechnet. Der erwartete Verlust wurde mit Hilfe eines Kreditrisikomodells mit den auf Basis der 

eingesetzten Risikoklassifizierungsverfahren bestimmten statistischen Ausfallwahrscheinlichkeiten ermittelt. 

 

Grundlage dieser Berechnung waren insbesondere die mit unseren Ratingverfahren auf Grundlage der Vergan-

genheit ermittelten Ausfallwahrscheinlichkeiten der Kreditnehmer für einen 12-Monatszeitraum und die im Rah-



men der Kreditprozesse bewerteten Sicherheiten. Adressen, die im Rahmen der internen Risikosteuerung im Hin-

blick auf einen Ausfall als risikolos betrachtet werden, wurden auch für die handelsbilanzielle Betrachtung ausge-

schlossen. 

 

Die im Rahmen der Berechnung der Pauschalwertberichtigung verwendeten Parameter spiegeln nach unserer Ein-

schätzung die Risikosituation zum Abschlussstichtag ausreichend wider. 

 

Wir haben als Voraussetzung für die Anwendung der Bewertungsvereinfachung im Rahmen der Kreditvergabe-

praxis sichergestellt, dass die Konditionenvereinbarung bei Kreditausreichung unter Berücksichtigung einer risi-

koadäquaten Bonitätsprämie erfolgt, deren Höhe sich an dem erwarteten Verlust über die Restlaufzeit orientiert. 

Diese Ausgeglichenheitsannahme haben wir zum Bilanzstichtag überprüft. Dabei haben wir auch im Rahmen eines 

Stichtagsvergleichs die Entwicklung des mit CreditPortfolioView für die Restlaufzeit berechneten erwarteten Ver-

lusts des Portfolios (sog. Lifetime Expected Loss) analysiert. Die Grundlagen der Berechnungen entsprechen im 

Wesentlichen der Ermittlung des erwarteten Verlusts für einen 12-Monatszeitraum. Danach kann die Ausgegli-

chenheit weiter angenommen werden. 

 

Der Ausweis der Pauschalwertberichtigungen erfolgt als Risikovorsorge zu den Forderungen an Kunden (Aktiv-

posten 4). Die für Eventualverbindlichkeiten sowie unwiderrufliche Kreditzusagen ermittelten Pauschalwertbe-

richtigungen werden an den Unterstrichpositionen abgesetzt und als Risikovorsorge bzw. pauschale Rückstellun-

gen in den anderen Rückstellungen (Passivposten 7c) ausgewiesen. Für widerrufliche Kreditzusagen erfolgt allein 

der Ausweis als Risikovorsorge bzw. pauschale Rückstellungen in den anderen Rückstellungen (Passivposten 7c). 

 

Im Rahmen des sog. Pfandbriefpoolings wurden grundpfandrechtlich besicherte Kundenforderungen in Höhe von 

132,7 Mio. EUR an die Hessische Landesbank sowie die Landesbank Baden-Württemberg bei gleichzeitiger Stun-

dung der Kaufpreisforderung übertragen. Die Landesbanken können diese Forderungen zur Begebung Hypothe-

kenpfandbriefen nutzen. Aufgrund der Rückübertragungsmöglichkeiten der Landesbanken verbleibt das wirt-

schaftliche Eigentum an den Forderungen bei der Sparkasse, die dementsprechend die Forderungen weiterhin in 

ihrer Bilanz und in dem Unterausweis „durch Grundpfandrechte gesichert“ ausweist. Diese Forderungen sind mit 

ihrem Buchwert in den Angaben zur „Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten“ 

enthalten. 

Wertpapiere  

Die Wertpapiere werden nach dem strengen Niederstwertprinzip angesetzt. Zum Bilanzstichtag erfolgt die Bewer-

tung mit den Anschaffungskosten bzw. den niedrigeren Börsenkursen. Dies gilt auch für die Wertpapiere des An-

lagevermögens.  

 

Für die Ermittlung des Bewertungskurses haben wir die festverzinslichen Wertpapiere und weitere Finanzinstru-

mente daraufhin untersucht, ob zum Bilanzstichtag ein aktiver Markt vorliegt. Für die Abgrenzung, ob ein aktiver 

Markt vorliegt, haben wir die Kriterien zugrunde gelegt, die in der MiFiD II (Markets in Financial Instruments Di-

rective - Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014) für die Abgrenzung 

eines liquiden von einem illiquiden Markt festgelegt wurden.  

 

In den Fällen, in denen wir nicht von einem aktiven Markt ausgehen konnten (insgesamt 132,5 Mio. EUR Nominal-

volumen der festverzinslichen Wertpapiere), haben wir die Bewertung anhand von Kursen des kursversorgenden 

Systems vorgenommen, denen unter Verwendung laufzeit- und risikoadäquater Zinssätze ein Discounted-Cash-

flow-Modell zugrunde liegt.  



Die Anteile an Investmentvermögen wurden mit Ausnahme von börsengehandelten ETF`s zum investmentrecht-

lichen Rücknahmepreis angesetzt. Börsengehandelte ETF’s wurden mit dem Börsenkurs bewertet. Bei vier Invest-

mentfonds sind mit der Kapitalanlagegesellschaft Rücknahmeabschläge vereinbart. Diese werden aufgrund der 

Zuordnung zum Anlagevermögen nicht berücksichtigt. 

Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen 

Die Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen sind zu Anschaffungskosten bzw. im Falle vorüber-

gehender sowie dauernder Wertminderungen zum niedrigeren beizulegenden Zeitwert angesetzt. Die Beteili-

gungsbewertung erfolgt grundsätzlich nach dem Ertragswertverfahren. Andere Bewertungsmethoden kommen 

dann zum Einsatz, wenn die Art beziehungsweise der betragliche Umfang der Beteiligung dies rechtfertigen. 

Immaterielle Anlagewerte und Sachanlagevermögen 

Das Sachanlagevermögen und die immateriellen Anlagewerte werden mit ihren Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten, vermindert um planmäßige Abschreibungen nach Maßgabe der voraussichtlichen Nutzungsdauer, ange-

setzt.  

 

Vermögensgegenstände von geringem Wert (Anschaffungskosten bis 250 EUR) werden sofort als Sachaufwand 

erfasst; bei Anschaffungswerten bis zu 800 EUR ohne Mehrwertsteuer im Einzelfall erfolgt im Jahr der Anschaffung 

eine Vollabschreibung. 

Sonstige Vermögensgegenstände 

Die sonstigen Vermögensgegenstände, die nicht dazu bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen, 

werden nach den für das Umlaufvermögen geltenden Vorschriften bewertet. Die hier ausgewiesenen Finanzanla-

gen werden ebenfalls nach dem strengen Niederstwertprinzip zu Anschaffungskosten oder zum niedrigeren Wert 

am Bilanzstichtag bewertet. 

 

Passiva 

Verbindlichkeiten 

Die Verbindlichkeiten werden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt. Der Unterschied zwischen dem Erfüllungs- und 

dem Ausgabebetrag wird unter den Rechnungsabgrenzungsposten ausgewiesen. 

Rückstellungen 

Die Rückstellungen wurden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungs-

betrags angesetzt; sie berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen. Beträgt die 

Zeitspanne bis zum erwarteten Erfüllungszeitpunkt mehr als ein Jahr, erfolgt eine Abzinsung mit einem laufzeit-

adäquaten Zinssatz gemäß Rückstellungsabzinsungsverordnung (RückAbzinsV). Die Erfolge aus der Aufzinsung 

werden im Falle von Rückstellungen im Zinsbereich ausgewiesen. 

 

Die Pensionsrückstellungen wurden nach dem modifizierten Teilwertverfahren unter Zugrundelegung der Richt-

tafeln Heubeck 2018 G bewertet. Für die Abzinsung wurde der von der Deutschen Bundesbank gemäß RückAb-

zinsV nach dem Stand von Ende Dezember 2025 bekannt gegebene Zinssatz von 2,06 % verwendet. Er beruht auf 

einer pauschal angenommenen Restlaufzeit von 15 Jahren. Die bis zur voraussichtlichen Erfüllung zu erwartenden 

Gehalts- und Rentensteigerungen haben wir mit 2,50 % prognostiziert. 



Nach IDW RS BFA 3 n. F. sind die zinsbezogenen Instrumente des Bankbuchs (Zinsbuch) einer verlustfreien Bewer-

tung zu unterziehen. Zu diesem Zweck werden die zinsbezogenen Vermögensgegenstände und Schulden sowie 

derivative Finanzinstrumente, insbesondere Zinsswaps, des Bankbuchs einem Saldierungsbereich zugeordnet. 

Für diesen ist unter Berücksichtigung von voraussichtlich zur Bewirtschaftung des Bankbuchs erforderlichen Auf-

wendungen (Refinanzierungs-, Risiko- und Verwaltungskosten) zu prüfen, ob aus den noch zu erwartenden Zah-

lungsströmen bis zur vollständigen Abwicklung des Bestands ein Verlust droht. Die Sparkasse wendet die barwer-

tige Berechnungsmethode an. Der Barwert ergibt sich aus den zum Abschlussstichtag abgezinsten Zahlungsströ-

men des Bankbuchs. Betrags- und Laufzeitinkongruenzen sind mittels fiktiver Geschäfte zu schließen. Auf der 

Passivseite ist dabei der angenommene individuelle Refinanzierungsaufschlag der Sparkasse zu berücksichtigen. 

Die künftigen für die vollständige Abwicklung des Bankbuchs benötigten Verwaltungskosten wurden aus statisti-

schen Daten abgeleitet. Der ermittelte Verwaltungskostensatz wurde auch für den Einbezug sog. Overheadkosten 

berücksichtigt. Weiterhin wurden Gebühren und Provisionserträge, die direkt aus den Zinsprodukten resultieren, 

im Rahmen der verlustfreien Ermittlung des Bankbuchs berücksichtigt. Zum 31. Dezember 2025 ergibt sich kein 

Verpflichtungsüberschuss. 

Mit Urteil vom 6. Oktober 2021 (Az. XI ZR 234/20) hat der BGH in einem Musterfeststellungsverfahren zur Wirk-

samkeit von Zinsänderungsklauseln in Prämiensparverträgen entschieden. Danach sind Zinsanpassungen monat-

lich unter Beibehaltung des anfänglich relativen Abstands zwischen Vertragszins und Referenzzins vorzunehmen. 

Die dreijährige Verjährung eines möglichen Zinsanspruchs beginnt erst ab Fälligkeit des Sparvertrags. Soweit das 

Ergebnis unserer Prüfung eine vergleichbare Ausgestaltung ergeben hat, haben wir diese nach einer Einschätzung 

der möglichen Betroffenheit von berechtigten Erstattungsansprüchen in unserem Jahresabschluss zum 31. De-

zember 2025 durch Rückstellungen abgeschirmt. Für die Rückstellungsberechnung haben wir einen Referenzzins 

verwendet, der den vom BGH mit Urteil vom 9. Juli 2024 (Az. XI ZR 40/23 und XI ZR 44/23) festgestellten Grund-

sätzen entspricht. 

Mittelbare Altersversorgungsverpflichtungen 

Die Angabe erfolgt, abweichend vom Vorjahr, entsprechend der für Sparkassen bundesweit einheitlichen Metho-

dik zur quantitativen Ermittlung von nicht passivierten mittelbaren Pensionsverpflichtungen.  

 

Die Sparkasse hat ihren Beschäftigten Leistungen der betrieblichen Altersversorgung nach Maßgabe des „Tarif-

vertrags über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes - Altersvorsorge-TV-

Kommunal (ATV-K)“ zugesagt. Für die Durchführung der Zusage bedient sich die Sparkasse der Emder Zusatzver-

sorgungskasse für Sparkassen (ZVK Sparkassen) und somit eines externen Versorgungsträgers. Der Rechtsan-

spruch der versorgungsberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung des Leistungsanspruchs ge-

mäß ATV-K richtet sich gegen die ZVK Sparkassen, während die Verpflichtung der Sparkasse ausschließlich darin 

besteht, der Zusatzversorgungskasse im Rahmen des mit ihr begründeten Mitgliedschaftsverhältnisses die erfor-

derlichen, gemäß des Statuts geforderten Finanzierungsmittel zur Verfügung zu stellen. Maßgeblich für die Höhe 

der Rentenleistung ist die Summe der von den versicherten Beschäftigten bis zum Rentenbeginn erworbenen 

Versorgungspunkte, die auf Basis des jeweiligen versorgungspflichtigen Entgelts und des Alters der Beschäftig-

ten ermittelt werden. 

 

Die ZVK Sparkassen finanziert die Versorgungsverpflichtungen für die Pflichtversicherten (sog. Abrechnungsver-

band „P“) im Kapitaldeckungsverfahren. Hierbei wird im Rahmen eines 100-jährigen, gleitenden Deckungsab-

schnittsverfahrens ein Beitragssatz bezogen auf die versorgungspflichtigen Entgelte der versicherten Beschäftig-

ten ermittelt. Bei den aktiven Beschäftigten belief sich der Beitragssatz bis zum 30. Dezember 2025 auf 5,8 %. 

Hiervon wurden 5,4 % durch die Sparkasse und 0,4 % von den Arbeitnehmern getragen. Zum 31. Dezember 2025 



wurde der Beitragssatz auf 7,0 % angehoben (davon 6,6 % arbeitgeber- und 0,4 % arbeitnehmerfinanziert). In 

diesem Zusammenhang hat die ZVK Sparkassen ihren Mitgliedern die Möglichkeit einer vorzeitigen Ausfinanzie-

rung der Beitragsanhebung eingeräumt. Hiervon hat die Sparkasse in 2025 keinen Gebrauch gemacht. 

 

Die Gesamtaufwendungen der Sparkasse für die Zusatzversorgung betrugen bei versorgungspflichtigen 

Entgelten von 20,0 Mio. EUR im Geschäftsjahr 2025 1,1 Mio. EUR. 

 

Nach der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) in seinem Rechnungslegungsstandard IDW 

RS HFA 30 n. F. vertretenen Rechtsauffassung begründet die Durchführung der betrieblichen Altersversorgung 

bei externen Versorgungsträgern wie der ZVK Sparkassen handelsrechtlich eine mittelbare Altersversorgungsver-

pflichtung. Die ZVK Sparkassen hat den nach Rechtsauffassung des IDW zu ermittelnden Barwert der auf die Spar-

kasse entfallenden Leistungsverpflichtungen zum 31. Dezember 2025 durch die Heubeck AG ermitteln lassen. 

Unabhängig davon, dass es sich beim Vermögen der ZVK Sparkassen im Abrechnungsverband „P“ um Kollektiv-

vermögen aller Mitglieder handelt, wird gemäß IDW RS HFA 30 n. F. für Zwecke der Angaben im Anhang nach Art. 

28 Abs. 2 EGHGB für die Sparkasse anteiliges Vermögen in Abzug gebracht. Auf dieser Basis beläuft sich der ge-

mäß Art. 28 Abs. 2 EGHGB anzugebende Betrag für die Sparkasse auf 16,7 Mio. EUR. 

 

Die Bewertung der Verpflichtungen erfolgte durch die verantwortlichen Aktuare der ZVK Sparkassen auf der 

Grundlage des Anwartschaftsbarwertverfahrens, wobei die Heubeck-Richttafeln 2018 G (modifiziert im Hinblick 

auf die Besonderheiten des Versichertenbestandes), ein Zinssatz von 2,06 % (durchschnittlicher Marktzinssatz 

der vergangenen zehn Geschäftsjahre bei einer angenommenen Restlaufzeit von 15 Jahren (§ 253 Abs. 2 HGB) 

sowie eine Rentendynamik entsprechend des Statuts der ZVK Sparkassen von 1,0 % zugrunde gelegt wurden. Da 

es sich nicht um ein endgehaltsbezogenes Versorgungssystem handelt, ist ein Gehaltstrend nicht zu berücksich-

tigen. Die Daten des Versichertenbestands zum 31. Dezember 2025 liegen derzeit noch nicht vor, sodass auf den 

Versichertenbestand zum 31. Dezember 2024 abgestellt wurde. 

 

Der gemäß Artikel 28 Abs. 2 EGHGB anzugebende Betrag bezieht sich auf die Einstandspflicht der Sparkasse ge-

mäß § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG (Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung; kurz Betriebsrenten-

gesetz), nach der diese für die Erfüllung der zugesagten Leistungen einzustehen hat (Subsidiärhaftung), sofern 

die ZVK Sparkassen die Leistungen nicht selbst erbringt. Die verantwortliche Aktuarin hat mit dem letzten vorlie-

genden Gutachten die Gewährleistung der dauernden Erfüllbarkeit der Verpflichtungen der ZVK Sparkassen zum 

31. Dezember 2024 gemäß § 8 der Satzung der Zusatzversorgungskasse bestätigt. Sie hält somit die Annahmen 

zur Ermittlung des Gesamtfinanzierungssatzes für angemessen. Das im Abrechnungsverband der Pflichtversiche-

rung vorhandene Vermögen und die zukünftigen Ansprüche auf Zahlung von Beiträgen reichen danach auf der 

Grundlage der Annahmen über die weitere Entwicklung des Vermögens und des Versichertenbestandes (ein-

schließlich Neuzugang) aus, um zu jedem Zeitpunkt die bestehenden Zahlungsverpflichtungen gegenüber den 

Versicherten zu erfüllen (versicherungsmathematisches Äquivalenzprinzip). 

 

Gewinn- und Verlustrechnung 

Negative Zinserträge und positive Zinsaufwendungen 

Für die bei anderen Kreditinstituten aufgenommenen Gelder wurden uns Zinsen vergütet, die wir mit den unter 

GV-Posten 2 ausgewiesenen Zinsaufwendungen verrechnet haben. 

 



Angaben zu Derivaten 

Derivate 
Die zur Absicherung von Zinsänderungsrisiken abgeschlossenen Zinsswapgeschäfte wurden in die Gesamtbe-

trachtung des Zinsänderungsrisikos einbezogen und waren daher nicht einzeln zu bewerten.  

 

Die strukturierten Produkte (Forward-Darlehen) wurden gemäß den Voraussetzungen des IDW RS HFA 22 einheit-

lich (ohne Abspaltung der Nebenrechte) bilanziert und bewertet. 

 

 

Erläuterungen zur Jahresbilanz  

 

Von dem Wahlrecht nach § 11 Satz 3 RechKredV, anteilige Zinsen und ähnliche das Geschäftsjahr betreffende Be-

träge nicht in die Fristengliederung einzubeziehen, haben wir Gebrauch gemacht. Insofern stimmen die Bilanzbe-

stände nicht mit den Endbeträgen laut Fristengliederung überein. 

 

AKTIVA 

Posten 3: Forderungen an Kreditinstitute 

Die unter Posten 3 b) andere Forderungen ausgewiesenen Bestände gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt: 

- bis drei Monate 33 TEUR 

- mehr als drei Monate bis ein Jahr 0 TEUR 

- mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 0 TEUR 

- mehr als fünf Jahre 10.000 TEUR 

 

Forderungen an die eigene Girozentrale:  14.015 TEUR 

Posten 4: Forderungen an Kunden 

Die Forderungen an Kunden gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt: 

- bis drei Monate 33.518 TEUR 

- mehr als drei Monate bis ein Jahr 80.557 TEUR 

- mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 381.779 TEUR 

- mehr als fünf Jahre 1.162.885 TEUR 

- mit unbestimmter Restlaufzeit 9.406 TEUR 

 

Forderungen an verbundene Unternehmen: 

Bestand am Bilanzstichtag 3.057 TEUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres  0 TEUR 

darunter mit Nachrangabrede: 

Bestand am Bilanzstichtag 3.057 TEUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres 0 TEUR 



Posten 5: Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere 

Von den ausgewiesenen Beständen werden im kommenden Geschäftsjahr fällig: 19.905 TEUR 

 

Von den unter Aktiva Posten 5 enthaltenen börsenfähigen Wertpapieren sind 

börsennotiert 144.981 TEUR 

nicht börsennotiert 10.695 TEUR 

Posten 6: Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 

Von den unter Aktiva Posten 6 enthaltenen börsenfähigen Wertpapieren sind 

börsennotiert 2.499 TEUR 

nicht börsennotiert 17.064 TEUR 

Posten 7: Beteiligungen 

Die Sparkasse ist am Stammkapital des Sparkassenverbandes Niedersachsen, Hannover, mit einem Anteil von 

1,43 % beteiligt. Angaben zum Eigenkapital und zum Jahresergebnis unterbleiben aufgrund von § 286 Abs. 3 Satz 

2 HGB. 

 

Weitere Angaben zum Anteilbesitz nach § 285 Satz 1 Nr. 11 HGB entfallen, weil sie gemäß § 286 Abs. 3 Nr. 1 HGB 

für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Sparkasse von untergeordneter Bedeutung sind.  

 

Auf die Erstellung eines Konzernabschlusses wurde gemäß § 296 Abs. 2 HGB verzichtet, da die in den Konzern 

einzubeziehende Tochterunternehmen insgesamt von untergeordneter Bedeutung für die Vermittlung eines den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sind. Die Beurtei-

lung der Wesentlichkeit erfolgt unter Berücksichtigung des Verhältnisses festgelegter Kennzahlen. Dabei wurden 

insbesondere die Bilanzsumme und das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit unter Berücksichtigung 

des Saldos aus der Veränderung der Vorsorgereserven (§ 340f HGB) sowie des Fonds für allgemeine Bankrisiken 

(§ 340g HGB) berücksichtigt. Die zusammengefassten Werte der nicht einbezogenen Tochterunternehmens über-

schreiten die festgelegte Wesentlichkeitsgrenze nicht. 

Posten 9: Treuhandvermögen 

Das Treuhandvermögen gliedert sich wie folgt: 

Forderungen an Kunden (Posten 4 des Formblatts) 4.306 TEUR 

Posten 12: Sachanlagen 

Die für sparkassenbetriebliche Zwecke genutzten Grundstücke und Bauten  

belaufen sich auf (Bilanzwert) 9.768 TEUR 

Der Bilanzwert der Betriebs- und Geschäftsausstattung beträgt 1.892 TEUR 

Posten 13: Sonstige Vermögensgegenstände 

Die Sparkasse ist an der DKE-GbR, Berlin als unbegrenzt haftende Gesellschafterin beteiligt. 

Posten 14: Rechnungsabgrenzungsposten 

Unterschiedsbetrag zwischen dem Erfüllungs- und dem niedrigeren Ausgabebetrag bei Verbindlichkeiten  

oder Anleihen: 

Bestand am Bilanzstichtag 314 TEUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres 470 TEUR 



Anlagenspiegel 

      Entwicklung des Anlagevermögens (Angaben in TEUR) 

    

Schuldver-
schreibun- 

gen und an-
dere fest-

verzinsliche 
Wertpa-
piere 1) 

Aktien und 
andere 

nicht fest-
verzinsliche 

Wertpa-
piere 1) 

Beteiligun-
gen 1) 

Anteile an 
verbunde-
nen Unter-
nehmen 1) 

Immateri-
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werte 

Sachanla-
gen 

Sonstige 
Vermögens- 
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stände 1) 

E
n

tw
ic

kl
u

n
g

 d
er

 A
n

sc
h

af
-

fu
n

g
s-

/H
er

st
el

lu
n

g
sk

o
st

en
 

Stand am 1.1. des 
Geschäftsjahres 

        468 32.895   

Zugänge         17 1.454   

Abgänge         15 271   

Umbuchungen         0 0   

Stand am 31.12. des 
Geschäftsjahres 

        470 34.078   
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Stand am 1.1. des 
Geschäftsjahres         421 19.316  

Abschreibungen im Ge-
schäftsjahr 

        30 1.120  

Zuschreibungen im Ge-
schäftsjahr         0 0  
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im Zusammen-
hang 
mit Zugängen 

        0 0  

im Zusammen-
hang 
mit Abgängen 

        15 264  

im Zusammen-
hang 
mit Umbuchun-
gen 

        0 0  

Stand am 31.12. des 
Geschäftsjahres 

        436 20.172  

            

Nettoveränderung 0 846 2.743 0 -14  327  -996 

            

B
u

ch
w

er
te

 Stand am 31.12. des 
Geschäftsjahres 0 33.132 7.892 1.600 33 13.906 569 

Stand am 31.12. des 
Vorjahres 

0 32.286 5.149 1.600 47 13.579 1.565 

 
1) von der nach § 34 Abs. 3 RechKredV möglichen Zusammenfassung wurde Gebrauch gemacht 

 

 

 



PASSIVA 

Posten 1: Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 

Die im Unterposten Passiva 1 b) ausgewiesenen Bestände gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie folgt: 

- bis drei Monate  34.114 TEUR 

- mehr als drei Monate bis ein Jahr 10.964 TEUR 

- mehr als ein Jahr bis fünf Jahre  127.432 TEUR 

- mehr als fünf Jahre 163.763 TEUR 

 

Verbindlichkeiten gegenüber der eigenen Girozentrale: 185.893 TEUR 

 

Gesamtbetrag der als Sicherheit für Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten übertragenen Vermögensge-

genstände  231.274 TEUR 

Posten 2: Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

Die unter Posten Passiva 2 a) Unterposten ab) ausgewiesenen Bestände gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie 

folgt: 

- bis zu drei Monate 0 TEUR 

- mehr als drei Monate bis ein Jahr 10.168 TEUR 

- mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 7 TEUR 

- mehr als fünf Jahre 20 TEUR 

 

Die unter Posten Passiva 2 b) Unterposten bb) ausgewiesenen Bestände gliedern sich nach ihrer Restlaufzeit wie 

folgt: 

- bis zu drei Monate 31.753 TEUR 

- mehr als drei Monate bis ein Jahr 60.685 TEUR 

- mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 51.786 TEUR 

- mehr als fünf Jahre 27.714 TEUR 

 

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen: 

Bestand am Bilanzstichtag 784 TEUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres 1.783 TEUR 

 

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht: 

Bestand am Bilanzstichtag 4.151 TEUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres 4.151 TEUR 

Posten 4: Treuhandverbindlichkeiten 

Die Treuhandverbindlichkeiten gliedern sich wie folgt: 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (Posten 1 des Formblatts) 4.054 TEUR 

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden (Posten 2 des Formblatts) 252 TEUR 

Posten 6: Rechnungsabgrenzungsposten 

Unterschiedsbeträge zwischen dem Auszahlungsbetrag bzw. den Anschaffungskosten von Forderungen gegen-

über dem höheren Nominalbetrag sind enthalten mit  93 TEUR 

Bestand am 31.12. des Vorjahres 118 TEUR 



Posten 7a): Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 

Zum 31. Dezember 2025 beträgt der Unterschiedsbetrag gemäß § 253 Abs. 6 Satz 1 HGB - 284 TEUR. Da der Un-

terschiedsbetrag negativ ist, besteht keine Ausschüttungssperre. 

 

Posten 1b) und 1c) sowie 2c) unter dem Bilanzstrich: Eventualverbindlichkeiten sowie Unwiderruf-

liche Kreditzusagen 

Bei den unter Posten 1b) unter der Bilanz ausgewiesenen Eventualverbindlichkeiten handelt es sich um übernom-

mene Bürgschafts- und Gewährleistungsverpflichtungen. Auf Basis der regelmäßigen Bonitätsbeurteilungen der 

Kunden im Rahmen unserer Kreditrisikomanagementprozesse gehen wir für die hier ausgewiesenen Beträge da-

von aus, dass sie nicht zu einer wirtschaftlichen Belastung der Sparkasse führen werden. Auch haben sich in den 

letzten Jahren nur unbedeutende Ansprüche Dritter ergeben. 

 

Für  die unter Posten 1c) ausgewiesene Haftung aus der Bestellung von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten 

sind bis zur Aufstellung des Jahresabschlusses keine Informationen bekannt geworden, die eine Inanspruch-

nahme erwarten lassen. 

 

Durch die künftige Inanspruchnahme der unter Posten 2c) ausgewiesenen unwiderruflichen Kreditzusagen ent-

stehen nach den Erkenntnissen des Bilanzstichtages werthaltige Forderungen. Insoweit bestehen auch hier keine 

Anhaltspunkte dafür, dass sich mit einer Inanspruchnahme seitens der Kreditnehmer bereits Vermögensbelas-

tungen der Sparkasse verbinden. 

 

Sollte im Ausnahmefall aus einer Eventualverbindlichkeit bzw. einer unwiderruflichen Kreditzusage ein Verlust 

drohen, werden hierfür Rückstellungen gebildet und die unter der Bilanz ausgewiesenen Beträge entsprechend 

gekürzt. 

 

Für die Darlehensschuld eines Dritten mit unbestimmter Laufzeit haftet die Sparkasse anteilig für den Zinsdienst 

(zurzeit 1,478 % auf einen Kapitalbetrag von 3.428 TEUR) und für ggf. anfallende Steuern sowie ggf. Kosten. 

 

 

 

Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Posten 5: Provisionserträge 

Etwa 50 % der gesamten Provisionserträge stammt aus den für Dritte erbrachten Dienstleistungen für Verwaltung 

und Vermittlung. 

Posten 10: Allgemeine Verwaltungsaufwendungen 

Die periodenfremden Aufwendungen belaufen sich auf 781 TEUR und entfallen überwiegend auf Zuführungen 

zu den Pensionsrückstellungen. 

Posten 29: Bilanzgewinn 

Der Verwaltungsrat wird den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 in seiner für den 12. Mai 2026 vorgesehe-

nen Sitzung feststellen. Der Vorschlag für die Verwendung des Ergebnisses sieht vor, den Bilanzgewinn von 

1.060.855,11 EUR der Sicherheitsrücklage zuzuführen. 

 



Sonstige Angaben 

Die Sparkasse hat zur Steuerung von Zinsänderungsrisiken Termingeschäfte abgeschlossen. Die am Bilanzstichtag 

noch nicht abgewickelten Geschäfte betreffen Zinsswapgeschäfte mit einem Nominalwert von 185,8 Mio. EUR. 

Diese weisen insgesamt 9,8 Mio. EUR positive und 0,3 Mio. EUR negative Zeitwerte auf. Die Zeitwerte wurden als 

Barwerte zukünftiger Zinszahlungsströme auf Basis der Marktzinsmethode ermittelt. Dabei fanden die Swap-Zins-

kurven vom 30. Dezember 2025 Verwendung. 

 

Die am Bilanzstichtag bestehenden Zinsswapgeschäfte weisen folgende Restlaufzeiten auf: 

- bis ein Jahr 8,8 Mio. EUR 

- mehr als ein bis fünf Jahre 86,0 Mio. EUR 

- mehr als fünf Jahre 91,0 Mio. EUR 

Bei den Kontrahenten der Zinsswapgeschäfte handelt es sich ausschließlich um inländische Kreditinstitute. 

 

Aufgrund abweichender Ansatz- und Bewertungsregelungen zwischen Handels- und Steuerbilanz bestehen zum 

31. Dezember 2025 Steuerlatenzen. Dabei wird der Gesamtbetrag der künftigen Steuerbelastungen durch abseh-

bare Steuerentlastungen überdeckt.  

 

Die wesentlichen künftigen Steuerbelastungen resultieren aus bilanziellen Ansatzunterschieden bei den Sachan-

lagen und Beteiligungen. Die zum Ausgleich der künftigen Steuerbelastungen benötigten absehbaren künftigen 

Steuerentlastungen ergeben sich aus unterschiedlichen bilanziellen Ansätzen bei den Forderungen an Kunden, 

Wertpapieren, und Rückstellungen. Eine passive Steuerabgrenzung war demzufolge nicht erforderlich, auf den 

Ansatz aktiver latenter Steuern wurde verzichtet. 

 

Aufgrund der schrittweisen Reduzierung des Körperschaftsteuersatzes von 15 % auf 10 % bis 2032 erfolgte die 

Ermittlung der Differenzen unter Zugrundelegung eines Steuersatzes von 25,48 % bis 30,76 % (Körperschaft- 

und Gewerbesteuer zuzüglich Solidaritätszuschlag). Aus Beteiligungen an Personengesellschaften resultierende, 

lediglich der Körperschaftsteuer und dem Solidaritätszuschlag unterliegende Differenzen wurden bei den Berech-

nungen je nach Umkehrungszeitpunkt mit 15,825 % bis 10,55% bewertet. 

 

Für Abschlussprüfungsleistungen der Prüfungsstelle des Niedersächsischen Sparkassen- und Giroverbandes sind 

im Geschäftsjahr 2025 249 TEUR aufgewendet worden. Auf andere Bestätigungsleistungen des Abschlussprüfers 

entfielen Aufwendungen in Höhe von 26 TEUR. Bei den anderen Bestätigungsleistungen handelt es sich um Leis-

tungen für die Prüfung des Wertpapierdienstleistungs- und Depotgeschäfts sowie der Bericht über das Ergebnis 

der jährlichen Prüfungen gemäß Abschnitt V Nr. 11 (1) AGB/BBk. 

 

Für die Verbindlichkeiten der IDB mbH & Co. Stade-Altes Land KG wurde gegenüber der Hansestadt Stade für das 

Neubaugebiet „Zwischen Harsefelder Straße und Klarer Streck“ in Stade sowie gegenüber der Gemeinde Jork für 

das Neubaugebiet „Westlich Appelhoff“ in Jork eine Patronatserklärung abgegeben. Hierin hat sich die Sparkasse 

verpflichtet, ihr Tochterunternehmen jederzeit so zu stellen, dass es seinen Verpflichtungen aus dem Erschlie-

ßungsvertrag nachkommen kann. 

 

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Abschlusses hat der Nahost-Krieg teilweise erheblichen Einfluss auf die wirt-

schaftliche Tätigkeit vieler Märkte. Die konkreten Auswirkungen auf die Konjunktur, einzelne Märkte und Branchen 

ist zum Zeitpunkt der Aufstellung nicht abschließend beurteilbar.  

 



Es ist daher nicht auszuschließen, dass die weiteren sich aus dem Nahost-Krieg ergebenden Entwicklungen zu 

erheblichen negativen Auswirkungen auf die für das Geschäftsjahr 2026 geplanten Ergebnisgrößen führen kön-

nen. Negative Auswirkungen können sich insbesondere bei der Risikovorsorge, beim Zinsergebnis, den Verwal-

tungsaufwendungen und dem Jahresüberschuss mit entsprechenden Folgewirkungen auf das bilanzielle und auf-

sichtsrechtliche Kapital sowie die aufsichtsrechtlichen Kennziffern ergeben. Insofern sind auch die im Lagebericht 

enthaltenen Prognosen mit Unsicherheit behaftet. 

 

Organe der Sparkasse Stade-Altes Land 

Verwaltungsrat  

Vorsitzender   

Sönke Hartlef     Bürgermeister 

 

Mitglieder nach § 11 NSpG  

Matthias Riel (Stellv. d. Vorsitzenden)     Bürgermeister 

Thorsten Beckmann 

Karsten Behr 

    Finanzbeamter 

    Geschäftsführer einer Stiftung 

Timo Gerke     Samtgemeindebürgermeister 

Michael Gosch (bis 30.06.2025) 

Marco Hartlef 

    Samtgemeindebürgermeister a.D. 

    Kaufmännischer Angestellter im Groß- u. Außenhandel 

Kai-Hermann Holm     Fachkrankenpfleger 

Christoph von Schassen     Landwirtschaftsmeister 

Stefan Pölk     Maschinenbau- und Sicherheitsingenieur im Ange-                  

     stelltenverhältnis 

Hans-Hermann Vollmers (ab 01.07.2025)     Geschäftsführer eines Autohauses 

 

Mitglieder nach § 110 NPersVG 

         

 

Nihat Sagir (Stellv. d. Vorsitzenden)     Bankkaufmann 

Udo Alpers     Sparkassenfachwirt 

Christian Buck (ab 01.02.2026)     Sparkassenbetriebswirt 

Norbert Staffa (bis 31.01.2026)     Sparkassenbetriebswirt 

Maren Wiebcke      Sparkassenfachwirtin 

Erika Czerny-Gewalt     Gewerkschaftssekretärin 

  

Vorstand 

Michael Senf 

Astrid Knipping (bis 31.03.2025) 

Jan Schuback (ab 01.04.2025) 

   

    Vorstandsvorsitzender 

    Vorstandsmitglied  

    Vorstandsmitglied 

  

Vorstandsvertreter 

Im Falle der Verhinderung wird der Vorstand vertreten durch: 

 

Detlef Pintsch     Bereichsdirektor 

Jan Schuback (bis 31.03.2025)      Bereichsdirektor 

Manuel Bossemeyer (ab 01.10.2025)     Bereichsdirektor 

 



Die Mitglieder des Verwaltungsrates erhielten für ihre Tätigkeit im Geschäftsjahr 2025 Gesamtbezüge in Höhe von 

106 TEUR.  

 

Zum 31.12.2025 sind für Pensionsverpflichtungen gegenüber früheren Mitgliedern des Vorstands und ihren Hin-

terbliebenen 13.017 TEUR zurückgestellt; die laufenden Bezüge betrugen im Geschäftsjahr 764 TEUR. 

 

Die Kredite an den Vorstand betragen 1.240 TEUR, an die Mitglieder des Verwaltungsrats waren 617 TEUR ausge-

reicht.  

 

 

Wir beschäftigten im Jahresdurchschnitt: 

 männlich weiblich gesamt 

Vollzeitbeschäftigte 114 84 198 

Teilzeitbeschäftigte 12 110 122 

 126 194 320 

Auszubildende 12 7 19 

 138 201 339 
 

 

 

 

Stade, 17. März 2026 

 

Sparkasse Stade-Altes Land 

Der Vorstand 

 

 

 

 

Senf                                  Schuback 



 

Anlage zum Jahresabschluss gemäß § 26a Abs. 1 Satz 2 KWG  
zum 31. Dezember 2025 

(„Länderspezifische Berichterstattung“) 
 

Die Sparkasse Stade-Altes Land hat keine Niederlassungen im Ausland. Sämtliche nachfolgende Angaben entstam-

men dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 und beziehen sich ausschließlich auf ihre Geschäftstätigkeit als 

regional tätige Sparkasse in der Bundesrepublik Deutschland. Die Tätigkeit der Sparkasse Stade-Altes Land besteht 

im Wesentlichen darin, Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder von Privat- und Firmenkunden entgegenzunehmen 

und Kredite für eigene Rechnung zu gewähren. 

 

Die Sparkasse Stade-Altes Land definiert den Umsatz als Saldo aus der Summe folgender Komponenten der Gewinn- 

und Verlustrechnung nach HGB: Zinserträge, Zinsaufwendungen, laufende Erträge aus Aktien etc., Erträge aus Ge-

winngemeinschaften etc., Provisionserträge, Provisionsaufwendungen, Nettoertrag/-aufwand des Handelsbestands 

(Erträge und Aufwendungen saldiert) und sonstige betriebliche Erträge. Der Umsatz beträgt für den Zeitraum vom 

1. Januar bis 31. Dezember 2025 58.004 TEUR. 

 

Die Anzahl der Lohn- und Gehaltsempfänger in Vollzeitäquivalenten beträgt im Jahresdurchschnitt 268. 

 

Der Gewinn vor Steuern beträgt 4.858 TEUR. 

 

Die Steuern auf den Gewinn betragen 3.751 TEUR. Die Steuern betreffen laufende Steuern. 

 

Die Sparkasse Stade-Altes Land hat im Geschäftsjahr keine öffentlichen Beihilfen erhalten. 



Bericht des Verwaltungsrates 

Der Verwaltungsrat unterrichtete sich anhand der mündlichen und schriftlichen Berichte des Vorstandes laufend 

über die Lage und die Entwicklung der Sparkasse. Er überwachte in geeigneter Weise die Geschäftsführung des 

Sparkassenvorstandes.  

 

Die Prüfungsstelle des Niedersächsischen Sparkassen- und Giroverbandes hat den Jahresabschluss zum 31. De-

zember 2025 sowie den Lagebericht für das Jahr 2025 geprüft und den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 

erteilt.  

 

Der Verwaltungsrat billigt den Lagebericht des Vorstandes für das Geschäftsjahr 2025. Er hat von dem schriftli-

chen und in seiner Sitzung am 12. Mai 2026 zusätzlich vom mündlichen Bericht der Prüfungsstelle des Nieder-

sächsischen Sparkassen- und Giroverbandes Kenntnis genommen und daraufhin den Jahresabschluss 2025 in der 

geprüften Fassung festgestellt. In Übereinstimmung mit dem Vorschlag des Vorstandes wurde beschlossen, den 

Bilanzgewinn in Höhe von 1.060.855,11 Euro der Sicherheitsrücklage zuzuführen.  

 

Der Verwaltungsrat dankt dem Vorstand und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die erfolgreiche Arbeit 

im abgelaufenen Geschäftsjahr.  

 

Stade, 12. Mai 2026 

 

Der Vorsitzende des Verwaltungsrates  

 

 

 

 

Hartlef, Bürgermeister 

 


